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Das  britische  Reich  hat  auf  vielen,  Gebieten^  Sprache^ 
Volksart,  Kiin;st,  vielleicht  vielfach  infolge  seiner  abge- 
schlossenen geographischen  Lagei,  mehr  als  andere  Län- 
der der  durch  gegenseitige  Berührung  hervorgebrachten 
Einflüssei,  Fortschritte  und  Entwicklung  entbehrt,  so  ganz 
besonders  in  der  Gesetzgebung  und  auf  verwandten  Ge 
bieten.  Wer  englisches  Recht  und  englische  Rechtspflege 
etwas  ikenntt,  weiss,  wie  sehr  sie  sich  von  denen  wohl 
der  meisten  loontinentalen  Staaten  unterscheiden.  Vi;  l  Gc 
wiohnheitsrecht  gilt^  und  nirgends  herrscht  die  genaue 
Paragraphierung,  selten  eine  genaue  gesetz-  od.r  verfas. 
sungsmässige  Festsetzung  rechtlicher,  politischer  oder  fi- 
nanzpolitischer Vorgänge^  wie  wohl  auf  dem  Kontinent. 

Alle  modern,en  Staaten  stellen  vor  der  ein-  oder  mehr- 
jährigen Finanzperiode  einen  Voranschlag  über  die  vor 
aussichthchen  Ausgaben  und  Eiinnahmen  des  Staates  aui, 
der  als  Budget  von  der  Regierung  eingebracht  und  ver 
tretenj,  von  der  Volksvertretung  geprüft  und  dann  auf 
die  verfassungsmässig  vorgeschriebene  Weise  Gesetz  wird : 
wohlverstanden  handelt  es  sich  hierbei  in  der  Regel  um 
ein    Stück,  den  Etat  in  Ausgabe  und  Einnahme. 

In  England  mit  seiner  parlamentarischen  Regierung 
macht  diese  es  sich  leichter;  näheres  über  das  Folgen- 
de ist  nachzulesen  bei  Redlich,  Recht  und  Technik  des 
englischen  Parlamentarismus,  die  Geschäftsordnung  des 
house  of  dommons  in  ihrer*  geschichtlichen  Entwicklung 
und  gegenwärtigen  Gestalt,  Leipzig  1905.  Am  Anfang  des 
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am  I.  April  begii^nendein  Finanzjahres  setzt  der  Schatz- 
kanzler  im  Unterhaus  in  grossen  Zügen  auseinander^  wie 
er  sich  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Jahres  denkt.  Im 
Laufe  des  Jahres  gehen  dem  Parlamente  hinsichtlich  der 
zu  erwartenden  Ausgalben  für  die  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige getrenint  gehaltene  Anschläge  (estimiatesj  zu,  die 
eben  über  die  in  der  Budgetrede  nicht  berücksichrigten 
Einzelheiten  aufklären^  desgleichen  Uebersichten  über  die 
zu  erwartenden  Einnahmen  der  verschiedenen  Einnah- 
mezweige. Zur  Prüfung  der  Einnahmevioranschläge  wird 
regelmässig  die  Kommission  der  Mittel  und  Wege  (com- 
mittee  of  ways  and  means)  für  die  der  Ausgaben  die  Be- 
vvilhgungsktoanmdssiion  (committee  of  supply)  gebildet,  und 
zwar  sind  dies  Ausschüsse,  in  die  sich  das  gesamte  Haus 
verwandelt,. 

Ueber  die  Ausgaben  wird  getrennt  abgestimmt  (votes). 
Ihre  endgültige  Bewilligung  erhalten  sie  durch  das  so- 
genannte Bewilligungsgesetz  (appropriation  act).  Dieses 
bezieht  sich  jedoch  nur  auf  die  der  jährlichen  Bewil- 
ligung- überhaupt  unterliegenden  Ausgaben  für  die  so- 
genannten Supply  Services,  während  die  feststehenden 
Ausgaben  für  die  Consolidated  Fund  Services^  hauptssäch 
lieh  den  Staatsschuldendienst^  der  parlamentarischen  Be- 
v^ühgung  :überhaupt  entzogep,  sind. 

Von  den  Einnahmequellen  ist  die  Mehrzahl  dauernd 
gesetzlich  geregelt.  Das  im  Mittelpunkt  der  Budgetver- 
handlungen stehendej,  seit  1860  jährhch  eingebrachte  Fi 
nanzgesetz  beschäftigt  sich  nur  mit  den  jährlich  vom  Par- 
lament  neu  zu  bewilligenden  Einkünften.  Es  sind  dies  seit 
1907  nur  noch  die  Einkommensteuer  und  der  Teezoli, 
da  durch  das  gleich  jährige  Finianz^esetz  auch  die  ZoU- 
und  Akziseaufschläge  auf  Bier  und  Branntwein  und  der 
Zollzuschlag  auf  Tabak  —  der  Tabakbau  ist  in  Irland  erst 
durch  die  FinjaÄce  Act^   1908,  und  in  Grossbritannien 


erst  durch  den  vorliegenden  Entwurf  für  das  Finanzjahr 
1909  freigegeben  —  der  parlamentarischen  Bewilligung 
entrückt  wurden.  Ausserdem  kann  es  neue  Steuern  oder 
Zölle  oder  Erhöhung  der  bestehenden  bringen,  neue  Be- 
stimmungen für  die  Finanzgebahrung,  neue  steaergesetz- 
liche  Bestimmungen  treffen^  kurz  alles,  was  in  einem 
Geldgesetz  (money  bill)  enthalten  sein  kiann. 

Bis  zum  Ergehen  des  formellen  Gesetzes  regeln  nun 
vorläufige  Gesetze  (oonsolidated  fund  acts,  so  genannt, 
weil  durch  sie  vorläufige  Entnahme  von  Geldern  aus  dem 
Staatsschatz  legalisiert  wird),  von  den  beiden  genannten 
Kommissionen  ausgehend,  die  finanziellen  Verhältnisse. 
In  Erwartung  des  Zustandekommens  des  Gesetzes  kön- 
nen Steuer-  und  Zollveränderungen  vorläufige  Gesetzkraft 
jedoch  schon  durch  Beschlüsse  (resolutions)  jdes  Aus- 
schusses zur  Beratung  der  Art  der  Deckung  der  Staats- 
ausgaben (oommitte  of  ways  and  means)  erhalten. 

Nach  Bewilligung  durch  das  Unterhaus  und  erfolgter 
Zustimmung  des  Oberhaus  erklärt  der  König  die  ,  Fi- 
nance  Bill"  zum  Gesetz;  sie  wird  zur  „Finanbe  Act". 

Am  29.  April  1909  hielt  der  Schatzkanzler  die  Bud- 
getrede für  1909/10,  in  derselben  Nacht  wurden  ge- 
wisse in  der  Bill  vorgesehene  Neuerungen  mit  281  ge- 
gen 120,  bezw.  279  gegen  121  bezw.  267  gegen  130  und 
257  gegen  125  Stimmen  vorläufig  in  Kraft  gesetzt;  es 
waren  dies  die  Bestimmungen  über  Einkommensteuer, 
Branntwein-  und  Stempelsteuer  und  die  rabakabgaben. 
Es  folgten  drei  Lesungen],  die  erste  am  26.  Mai,  die 
zweite  vom  7..  bis  10.  Juni  und  die  dritte  Lesung  vom  2.  bis 
4.  November.  Die  vom  21.  Juni  bis  zum  7.  Oktober  dau- 
ernden Kommissionsberatungen  führten  ziemliche  Aende- 
rungen  der  Bill  vom  27.  Mai  herbei,  bis  dann  in  dem 
Gesetzesvorschlag,  der  nach  einer  Abstimmung  mit  379 
Stimmen  für  und  149  gegen  das  Budget  am  8.  November 
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1909  vom  Unterhaus  in  die  Druckerei  wanderte,  um  dann 
dem  Oberhaus  .  vorgelegt  zu  werden  ,  die  Finance  ßill 
1909  ihre  endgültige  Form  erhielt.  Während  nach  dem 
gewöhnlichen  Gebrauch',  geregelt  in  den  Budgetordnun- 
gen^  vorausgesetzt  wird,  dass  das  Budget  spätestens  in- 
nerhalb der  ersten  fünf  Monate  des  Finanzjahres  fest 
gestellt  ist,  gelangte  unsere  Bill  also  erst  nach  sieben 
Monaten  vor  die  zweite  Kammer. 

Die  Berechnungen^  nach  denen  der  Staatshaushalt- 
voranschlag festgesetzt  wird,  beruhen  natürlich  auf  den 
entsprechenden  Ziffern  des  beendeten  Finanzjahres;  so 
ist  es  ,auch  bei  dem  englischen  Etat  für  1909  gewesen. 
Das  Jahr  1907  und  ebenso  das  Finanzjahr  1907/08  wa- 
ren äusserst  günstig  gewesen.  Es  war  zu  erwarten,  dass 
diesem  Hochstand  ein  Tiefstand  folgen  würde.  In  der 
Tat  trat  die  Depression  schon  im  Jahre  1908/09  unter 
allgemeinem  Preissturz  ein.  Besonders  auffällig  ist  der 
9,80/0  betragende  Rückgang  des  englischen  Uebersee- 
handels;  aber  auch  sonst  ist  sie  in  allen  englischen 
Berichten  über  Handel  und  Wandel  erkennbar.  Auch 
über  das  Finanzjahr  1909/10  sollte  sie  noch  ihre 
Schatten  werfenj,  indem  sie  die  ungünstige  Finanz- 
lage des  Staates  fortdauern  liess^  sie  womöglich  noch 
verschlimmerte.  So  brachte  denn  zunächst  das  Finanz- 
jahr 1908  eine  Enttäuschung  gegenüber  dem  Vor- 
anschlag. Dieses  Jahr  schloss  in  Einnahme  und  Ausgabe 
mit  2051,137,275  L   19  sh.  10  d  ab,  gegen 

203^025,964  L  12  sh  im  Vorjahre.  Hierin 
betrug  1908  die  Summe  von  151,578,295  L  5  sh  q  d  die 
Gesamteinnahme  des  Schatzamtes^  die  zu  verrechnen  war 
gegen  Ausgaben  (Expenditure  chargeable  against  th?  Re- 
venue; in  Höhe  von  152,292,394  L  17  sh  10  d,  es  ergab 
sich  also  ein  Defizit  von  über  714,099  L  bei  den  auf  die 
„Revenue"  angewiesenen  Ausgaben,  während  noch  die 
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frühereni  Jahre^  1906/07  mit  5,399,000  L,  1907/08  auch 
nioch  mit  4,725,000  L  Ueberschüss  a,bgeschlossen  hatten. 
Iii  seinem  endgültigen  Voranschlag  für  1908  hatte  der 
SchatzkanS^ler  diesen  Fehlbetrag  auf  1^241,699  L  bei  ei- 
ner Ausgabe  von  154,322,000  L  gegenüber 

1 53,080,000  L  Einjnahmen  veranschlagt. 
Hinter  diesen  Beträgen  blieben  nun  ja  allerdings  die  Aus- 
gaben um  etwas  über  2  Millionen  L.,  die  Einnahmen  nur 
um  1I/2  Million  L  zurück. 

Dieses  scheinbar  noch  nicht  zu  ungünstige  Resultat 
verdankt  man  zum  Teil  dem  Ueberschüss  der  ausgege- 
benen über  die  eingelösten  Schatzsc'heine  (exchequer  bills); 
der  Fehlbetrag  ist  in  Wahrheit  also  viel  grösser. 

Noch  ungünstiger  gestaltet  sich  die  Rechkiung;  wenn 
wir  die  in  der  Budgetredte  für  1908  des  damaligen  Pre- 
mierministers (er  war  bis  vor  kurzem  Schatzkan^ler  ge- 
wes^  und  hatte  das  Budget  vorbereitet;  daher  die  Ab- 
weichung) veranschlagten  Summen  mit  den  sich  am 
Schluss  ergebenden  vergleichen.  .Danach  sbllten  „Re- 
venue" und  „Expenditure*'  mit  157,700,000  L.  oder  Tax- 
einnahmen  und  -Ausgaben  allein^  abzüglich  der  Einnah- 
men und  Ausgaben  zurückführbar  auf  Kapitalbewegung, 
mit  einer  Summe  von  154,350,000  L.  abschHessen,  wobei 
zu  den  ursprünglichen  Ausgaben,  berechnet  mit  150,189,000 
L.  (diese  Zahl  wiederum  ist  entstanden  durch  Entfer- 
nung von  11/4  MÜlionen  L  aus  dem  Staatshaushalt  infolge 
Ueberlassung  der  „Local  Taxation  Licences'*,  a^sto  der  Er- 
trägnisse der  örtlichen  Konzessionsgebühreni,  an  die  Kom- 
munen, hier  die  Grafschaftsräte  (oounty  Councils) ),  roch 
Zahlungen  für  Altersfürsorge  in  Höhe  vom  1,240,000  L., 
eüii  Ausfall  von  3,4  Millionen  L  infolge  Herabsetzung 
der  Zuckersteuer  und  20,000  L  Ausfall  an  Seeversiche- 
rungspolicen hinzukommen!,  trotzdem  aber  ein  Ueber- 
schüss von  241^000  L.  erwartet  wurde. 
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Besonders  auffällig  ist  der  Unterschied  zwischen 
dem  Voranschlag  für  die  Erträgnisse  der  direkten  Steu- 
ern und  dem  Ergelbnisse:  67,580,000  L  veranschlagT, 
aber    nur    621,850,000    L    ans    Schatz,amt  abgeliefert. 

Hingegen  brachten  die  indirekten  Steuern  2,4 
Millionen  L.  mehr  als  veranschlagt.  Man  hatte  auf  ein 
Verhältnis  von  52,80/0  der  direkten  zu  47,20/0  der  indirek- 
ten Besteuerung  gerechnet,  während  nach  Ausweis  d^!r 
offiziellen  Berechnung  sie  sich  etwa  wie  i  zu  i  verhal- 
ten, mit  unbedeutendem  Vorsprung  der  indirekten  Steuern. 
Es  ist  bemerkenswertl,  wie  die  inneren  indirekten  Steuern 
(excise),  die  im  Laufe  der  Jahre  zurückgingen  und  hinter 
den  Zöllen  zurückstanden^  1908/09  wieder  an  die  erste 
Stelle  rückten  und  im  Erträgnis  nur  noch  hinter  den 
Einkommensteuern  zurückiblieben. 

Mehr  dem  Voranschlage  entsprachen  die  übrigen 
noch_zu  „Revenue*'  gehörigen  Einpiatunen,  die  sogenann- 
te „Non  Tax  Revenue". 

Das  Defizit  von  714000  L.  spielt  im  Etat  des  Fi- 
nanzjahres 1909  keine  Rolle,  es  wird  durch  Zahlungen 
aus  den  Guthaben  des  Schatzamts  bei  den  Banken  V'-n 
England  und  Irland  gedeckt. 

Der  Voranschlag  für  1909  setzt  auf  Grund  der  Er- 
gebnisse der  Vorjahre  die  voraussichtlichen  Ausgaben  an, 
die  aber  zusätzlich  neuer  hoher  Beträge  eine  wesentlich 
höhere  Gesamtziffer  erreichen  als  im  Finanzjahre  1908. 

Zunächst  werden  die  Ausgaben  für  die  Flotte  fast 
um  3  MiUionen  L.  erhöht.  Die  zwei  Jahre  vorher  einge- 
führte Alt  er  sfür  sorge  fordert  schon  für  das  fahr  1909/10 
3  Millionen  mehr  als  erwartet,  statt  6  Millionen  L.  jähr- 
lich deren  fast  9  (im  Jahre  1908  waren  mic  2,11  Mil- 
lionen L.  870,000  L.  mehr  dafür  ausgegeben  worden,  als 
veransclilagt).  So  steigen  die  erwarteten  Ausgaben  auf 
164,152,000  L.  trotz  einer  Ersparnis  von  1/2  Millionen  L. 
bei  den  Zahlungen  atn  Kommunen. 
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Durch  mehrere  Neuförderungen  aber  erreicht  das  bei 
einer  angenommenen  Einnahme  von  148,390,000  L  so 
etwa  15,762,000  L.  betragende  Defizit  gegenüber  Aus- 
gaben von  1651,102,000  L  die  Höhe  von  16,712,000  L 
und  weiter  bei  einer  Gesamtausgabe  von  165,969,000  L. 
in  der  revidierten  Berechtiung  der  Ministerreden  vom  22. 
Oktober  1909  die  Höhe  von  17,579,000  L. 

Diese  Neuforderungen  gelten  zunächst  einer  mit  im 
Mittelpunkt  der  englischen  inneren  Politik  stehenden  Fra- 
ge, der  Arbeitsk)senfrage.  Ihr  dienen  die  für  Errichtung 
von  „Arbeitsbörsen"  (labour  exchanges),  also  einer  Art 
staatlichen  Arbeitsnachweises  (höchst  bemerkenswert,  denn 
in  Deutschland],  das  mit  Arbeitsnachweisen  vorangegangen 
ist|,  sind  diese  nicht  staatliche  Einrichtungen,  sondern  ko- 
munale  Institutionen),  ausgesetzten  100,000  L.  und  200,0000 
L.  zur  vorläufigen  Unterstütztmg  Arbeitsloser. 

Eine  neue  Behörde  wird  geschaffen  zur  Verwaltimg 
des  „development  fund",  für  den  im  Etat  200,000  I.. 
ausgeworfen  sind;  aus  ihm  sollen  durch  wissenschaftli- 
che und  praktische  Unterstützung  die  landwirtschaftlichen 
und  verwandten  Beitriebe  in  ihrer  Gesamtheit  gefördert 
werdenl,  ganz  besonders  aber  Aufforstungen  bewirkt  wer- 
den;, ein  Pnoblemi^,  dem  man  sich  in!  England  neuer- 
dings mehr  und  mehr  zugewendet  hat.  In  engster  Ver 
bindung  damit  —  das  Gesetz,  für  das  die  Summen  ge- 
fordert werden,  heisst  ja  auch  „Development  and  Road 
Improvement  Funds  Act"^  —  steht  die  Forderung  von 
600,000  L.  für  Strassenbauzwecke  im  Hinblick  auf  die 
zu  erwartende  Ausdehnung  des  Verkehrs  und  grössere 
Inanspruchnahme  der  Chausseen  durch  Kraftfahrzeuge. 

Als  voraussichtliche  Kosten  einer  Bodenab Schätzung', 
die  im  Verfolge  neu  einzuführender  Steuern  stattfinden 
soUtej,  waren  zuerst  50  000  L.  angesetsrt,  die  aber  auf 
1/4  Million  L.  anwuchseni!,  als  die  Regierung  sich  am 
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22.  Oktober  1909  bereit  erklärte,  die  Kosten  dieser  Ab- 
schätzung selbst  zu  tragen',  während  sie  bisher  den  Ei- 
gentümern zur  Last  fallen  sollten.  Andere  kleinere  Aus- 
gaben, zusammen  467,000  L.,  unter  denen  Erleichterimgea 
und  Erlässe  den  breiteren  Raum  einnähmen,  brachten 
das  Gesamte  auf  die  angegebene  Höhe. 

Eine  Minderung  der  herkömmlichen  Ausgaben  soll 
erfolgen  durch  gesetzliche  Herabsetzung  des  zur  Tilgung 
der  Staatsschuld  verwandten  Betrages  um  3 1/0  Millionen 
L,  sodass  sich  die  zu  erwartenden  Ausgaben  auf  162,469,000 
L,  stellten;. 

Diese  162 1/2  Millionen  L.  sind  nieu  durch  Einnahmen 
zu  decken.  Die  Regierung  rechnet  mit  zum  Teil  nie- 
drigeren Erträgen  als  im  Vorjahr;  die  Zölle  schätzt  sie 
mit  28,1  Millionen  um  1,1  Millionen  L.,  die  inneren  in- 
direkten Steuern  mit  32,05  Millionen  um  1,6  Millionen  L. 
geringer  ein!,  Erbschaftssteuern  mit  18,6  etwas  höher,  des- 
gleichen die  Haussteuer  mit  1,95  Millionen  L,  wieder  ge- 
ringer die  alte  Landtaxe  (land  tax)  mit  700,000  L,  Ein- 
kommensteuer mit  33,9  und  Stempelsteuern  mit  7,6  Mil- 
lionen L.  Alles  in  allem  sollen  nach  der  Rede  des  Mi- 
nisters am  29.  April  1909  die  Einnahmen'  einen  Rückgang 
vort  3,188,000  L.  gegenüber  dem  Vorjahr  aufweisen,  eine 
Berechnung,  deren  Vorsicht  sich  rechtfertigt,  wenn  m.in 
den  starken  Rückgang  schon  des  Vorjahres  in's  Auge 
fasst. 

An  die  im  ersten  Entwurf  der  Finanzbill  1909  ge- 
brachten neuen  Steuern  und  Bestimmungen  knüpften  sich 
die  Hoffnungen  der  Regierung  auf  eine  Gesamtmehr  ein- 
nähme. Ohne  sie  rechnete  das  Schatzamt  auf  fast  123 
Millionen  L.  aus  indirekten  und  direkten  Abgaben  und 
fast  251/2  Millionen  L,  Nontax  -  Einnahmen,  zusammen 
148,390,000  L.  auf  Grund  der  alten  Einnahmequellen. 
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Die  Einnahme  aus  Aibgaben  (tax  revenue)  soll  sich 
aber  nach  dem  Programm^  vorgelegt  am  29.  April  1909 
im  Unterhaus,  infolge  der  Neubestimmun^en  der  Fi- 
nanzbill um  insgesamt  i5y8oo,ooo  L.  auf  137  Millionen  L., 
die  Gesamtstaatseinnahmen  also  auf  162,580,000  L.  stei- 
gern^ was  gegenüber  dem  ursprünglichen  Aüsgabenvoran- 
schlag  einen  Ueberschuss  von  488,000  L.  bedeutete.  A'en- 
derun'gen  des  Gesetzes  „in  Committ6e/'  f emier  auch  die 
Erfahrungen  des  halben  Finanzjahres  von  April  bis  Ok- 
tober 1909,  veranlassten  auch  bezüglich  der  voraussicht- 
lichen Einnahmen  den  Minister  Lloyd  George  zu  einer 
Redaktion  seines  Voranschlages.  Einzelne  der  Hauptein- 
nahmequellen (heads)  liessen  bestimmt  ein'  verändertes  Er- . 
gebnis  erwartenj,  einige  Erhöhung;  so  die  Post  mit 
200,000  L.,  andere  verminderte  Einnahmen,  sodass  schliess- 
lich eine  Gesamteinnahmeziffer  von  162.840,000  L.,  mit 
einem  Ueberschuss  von  371,000  L.  gegenüber  der  „Ex- 
penditure"  angeniommen  wurde. 


Doch  betrachten  wir  nun  die  einzelnen  Neuerungen 
und  Veränderungen!,  die  die  Finanzbill  1909  bringt.  Sie 
ist,  so  erfahren  wir  aus  ihrer  Ueberschrift : 
Eini  Gesetzvorschlag 
betitelt 

Ein  Gesetz'i,  welches  gewisse  Zoll-  und  Steuerabga- 
benJ  (einschliesslich  Akzise)  bewilligt!,  andere  Abgaben  ab- 
ändert und  das  Recht  der  Zölle  und  Steuern  (einschhess- 
lich  Akzise)  und  der  Staatsschuld  amendiert  und  andere 
Bestimmungen  für  die  Finanzgebahrung  des  Jahres  trifft. 

Die  Finanzbill  enthält  also  nicht  nur  Bewilligung  neu- 
er oder  Veränderung  bestehender  Abgaben,  sondern  auch 
Bestimmungen  über  den  Staatsschuldendienst|,  besser  die 
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Tilgung  der  Staatsschuld.  Die  vton  den  Gegnern  der  Bill 
vorgebrachte  Behauptung,  sie  enthalte  Bestimmungen,  die 
in  einer  ^^money  bill"  nicht  enthalten  sein  dürften,  Be- 
stimmungeni,  die  sie  aus  einer  Taxieg  Bill  zu  einer  Va- 
luation  BiU,  also  aus  einem  Steuergesetz  zu  einem  Wert- 
abschätzuhgsgesetz  stempelten^  die  in  unkonstitutioneller 
Form  des  Finanzgesetzes  schon  abgelehnte  politische 
Massnahmen   vorbrächten!,  wird  später  geprüft  werden. 

Die  Lesung^^en  und  Beratungen!,  die  das  Finanzge- 
setz im  Unterhaus  erlebt  hat^  haben  es  zu  einem  Bande 
von  98  Seiten  gemacht;  das  ist  eine  bei  Finance  Acts 
nicht  gewöhnliche  Länge. 

Neun  Teile  enthalten  im  ersten'  Entwurf  74,  im  end- 
gültigen, Gesetzesvorschlag  vom  8.  November  1909  96 
Klauseln  oder  Paragraphen.  Den  Hauptaniteil  an  der  Ver- 
mehrung trägt  der  erstd,  am  meisten  umstrittene  Teil 
„Bodensteuern"  (Duties  on  land  values)  mit  28  gegen  48 
Klauseln.  Auf  ihn  ist  die  meiste  Zeit  verwandt  worden, 
auf  die  beiden  ersten  Paragraphen  allein  zehn  Tage  in 
den  Ausschussberatungen  ;  so  ist  auch  mit  Ausnähme  von 
Klausel  32(21)  keine  Klausel  in  ihrer  alten  Form  erhalten; 
zu  anderweitigen  Fassungen  gesellen  sich  schwerwiegende 
Aenderungen  ,und  Zusätze. 

Der  zweite  Teil:  „Steuern  von  Lizenzen  be- 
treffend Herstellung  und  Verkauf  alkoholartiger  Ge- 
tränke (duties  on  liquor  licenoes)  hat  sich  nur 
Aenderungen  und  Zusätze  gefallen  lassen  müssen. 
Die  Bestimmunigen  des  dritten  Teiles  über  „Erb- 
schaftssteuern" (death  duties)  sind  zum  Teil  verkürzt, 
zum  Teil  mit  Zusätzeni  versehen  und  um  fünf  Klauseln 
vermehrt,  sodass  der  Klausel  46  ^,Einlkommensteuersatz 
für  1909/10"  des  ursprünglichen  die  Klausel  65  des  end- 
gültigen Entwurfes  entspricht.  Der  mit  ihr  beginnende 
vierte  Teil  hat  ausser  der  Hinzufi^gung  zweier  neuer  Klau- 
seln im  wesentlichen  seine  alte  Form  bewahrt. 
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Dasselbe  lässt  sich  von  den  beiden  folgenden  Teilen, 
„Stempel",  und  „Zölle  und  Akzise  mit  Ausschluss  der 
Alkohollizenizabgaiben"  (customs  aud  excise  other  than 
liquor  Hcence  duties)  sagen.  Teil  7,  „Vorschriften  über 
Zahlungen  an  Kommuinen  (local  ajutborities)  und  den  Stras- 
senbesserungsplan  (noad  improvement  acciount)",  weicht 
vom  ersten:  Entwurf  nur  durch  HimJzusetzung  einer  Klausel 
im  endgültigen  Entwurf  ab|,  Klausel  92  (71),  genannt  ach- 
ter Teil,  „Staatsschuld",  ist  in  seiner  Tragfähigkeit  er- 
weitert. Die  „allgemeinen  Bestimmungen"  des  letzten  Tei- 
les sind  um  die  Klausel  34  vermehrt. 

Von  den  dann  folgenden  angehefteten  sechs  Ver- 
zeichnissen (schedule)  gehören  das  erste  zum  zweiten 
Teile^  das  zweite  zum  dritten  Teile  und  zum  sechsten  die 
Verzeichnisse  3-51,  während  schedule  6  die  aufgehobenen 
Gesetze  und  Verordnungen  aufzählt.  Von  diesen  Listen 
sind  das  fünfte  und  sechste  Verzeichnis  geringen  Aende- 
rungeni,  grösseren  aiber  Verzeichnis  I.  unterworfen  worden. 

Unter  dem  Oberbegriff  „Duties  on  land  values".  Boden- 
besteuerung, bringt  der  Entwurf  vier  neue  Steuern,  eine 
Wertzuwachssteuer  (increment  value  duty),  eine  Rückfall- 
steuer (reversion  duty),  sodann,  im  ersten,  Entwarf  ver- 
einiget, später  getrennt,  eine  „Undeveloped  land"  Steuer 
und  eine  Bergwerkssteuer  (mineral  rights  duty).  Alle  diese 
Steuern  sollen  im  Grunde  den;  unverdienten  Wertzuwachs 
des  Bodens  treffen. 

Die  allgemeine  Wertzuwachssteuer  ist  zu  zahlen  bei 
Realisierung  einer  unverdienten  Werterhöhung  durch  Ver- 
kauf oder  Verpachtung  auf  über  14  Jahre  (im  ersten 
Entwurf  waren  nur  7  vorgesehen)  von  selten  des  Eigen- 
tümers, desgleichen;  von  den  Erben  beim  Tode  des  Ei- 
gentümers (§  Ii). 

Bei  Bodenwerten  im  Eigentum  von  juristischen  Per- 
sonen, überhaupt  von  Korporation en  (bodies  corporate  or 
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uriin corporate),  tritt  an  Stelle  des  Todesfalls  eine  Zah- 
lungspflicht im  Jahre  19 14  und  von  da  ab  periodisch 
nach  immer  fünfzehn  Jahren  (§  ^ ). 

Als  Wertzuwachs  gilt  der  Unterschied  zwischen  dem 
am  30.  April  1909  bestehenden  reinen  Bcdenwertei,  ge- 
nannt ^yoriginal  site  value"  ,und  dem  reinen  Bodenwerte 
(site  value)  bei  Gelegenheit  des  Fälligwerdens.  Der  reine 
Bodenwert  wird  ermittelt  durch  Ausscheiden  von  Gebäu- 
den|,  iMaterialien  u.s.w. 

Eine  ganze  Anzahl  von  Ausnahmen  und  Sonderbe- 
stimmungen modifizieren  dieses  Steuergesetz.  Ein  Wert- 
zuwachs wird  dann  nicht  angenommeni,  wenn  der  Bo- 
denwert gegenüber  einem  in  der  letzten  zwanzig  Jahren 
vor  1909  gezahlten  Preiße  gesunken  ist^  solange  als  bis 
der  damalige  Wert  wieder  erreicht  ist  (§  2,3.). 

Für  landwirtschaftliche  Zwecke  benutztes  Land  ist 
frei;,  solange  es  nur  eben  landwirtschaftllichen  Wert  hat. 
Vergleichen  wir  hiermit  Klausel  17,2 :  ,,Undeveloped  land 
duty"  ist  zu  zahlen,  von  einem  50  L.  für  den  Acre 
übersteigenden  Bodenwerte^  d.h.  etwa  625  M.  für 'unseren 
Morgenj,  so  ist  daraus  zu  bestimmen,  wie  hoch  der  Eng- 
länder rein  landwirtschaftlichen  Bodenwert  anschlägt.  Die 
Steuer  soll  d^s  Grundeigentum  in  den  Städten  treffen. 
Landwirtschaftlicher  Boden  auch  von  höherem  Werte;, 
bis  75  L  für  den  AcreJ  ist  frei,;  wjenn  es  sich'  uJ^i  klei- 
nere bäuerliche  Wirtschaften  bis  zu  50  Acres  handelt, 
das  sind  20|,23  ha,  über  80  Morgen  (es  sind  etwa  850^ 
der  Wirtschaften).  Auch  die  Eigentümer,  denen  Pächter 
mit  Verträgen  auf  50  Jahre  gleichgerechnet  werden^  von 
kleineren  Häusern  und  Besitzungen  (smaU  houses  aud 
properties)  —  deren  Wert  in  London  bis  zu  40  L.,  in 
Städten  von  und  über  50,000  Einwohnern  bis  zu 
26  L.,  sonst  bis  zu  16  L.  jähriicher  Rente  betragen  darf 
—  geniessen  bei  Selbstbewohnung  Steuerfreiheit.  Desglei- 
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chen  Vereine  und  dergleichem  für  Plätzei,  die  dem  Sport 
und  der  Erholung  dienen;  eine  Werterhöhung  ist  ja 
bei  diesen  rings  um  die  grösseren  "Städte  liegendv^n  Plät- 
zen bei  dem  stetigen  Wachstum  der  Städte  un- 
vermeidlich,. 

Auch  die  Kronländereien^  Domänen  und  Forsten,  sind 
frei;  die  Steuerfreiheit  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf 
an;  die  Krone  zu  verkaufenden  oder  zu  verpachtenden 
BodeJnL 

Gebäude  mit  verschiedenen  Mietswohnungen  ^,flats** 
oder  „teniemeuts",  wir  könnten;  vielleicht  sagen  Miets- 
kasernenj,  haben  nur  als  solche  einen  Wertzuwachs  zu 
versteuern|y  nicht  die  einzelnen  Teilräume;  es  sind  hier 
langfristige  Mietsverträge  üblich. 

Zu  diesen  in  den  Klauseln  7-11  enthaltenen  Befrei- 
ungen!,, sämtlich  gegenüber  dem  ersten  Entwurf  neu 
sind,  kommt  nioch  die  Bestimmung  der  Klausel  3,5,  eben- 
falls hinzugefügt!,  um  eine  bei  häufijgien  Uöbertraguh- 
geni  in  kürzerer  Zeit  mögliche  hohe  Steuerlast  zu  mildern^ 
dass  immer  iqo/o  des  zwischen  zwei  Versteuerungen  lie- 
genden Wertzuwachses  bei  der  nächstfolgenden  Versteue- 
rung steuerfrei  sein  sollen,  so  jedoch,  dass  innerhalb  von 
fünf  Jahren  höchstens  250/0  des  Zuwachswertes  steuer- 
frei sind. 

Die  Steuer  ist  bei  Verkäufen],  Mietsverträgen  und 
Verpachtungen  eine  Stempelsteuer  auf  die  den  Umsatz 
vermittelnde  Urkunde  und  kann,  wenn  die  Gegenleistung 
für  den  Uebergang  des  Landes  in  periodischen  Leistun- 
gen besteht,  in  Raten  gezahlt  werden.  Bei  Todesfällen 
wird  die  Steuer  nach  den  Bestimmungen  des  Finanz- 
gesetzes 1894  über  Erbschaftssteuer  als  Zusatz  zu  dieser 
behandelt.  Korporationen  können  die  entsprechende  Steuer 
in  fünfzehn  jährlichen  Raten  entridhten. 
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Der  Steuersatz  beträgt  I  L.  von  je  fünf  vollen  Pfund 
Sterling;,  also  20 o/o  des  Wertzuwachses. 

Die  Regierung  versprach  sich  zunächst  einen  Ertrag 
von  501,000  L.  Es  wurde  bemerkt,  dass  die  Einkünfte 
naturgemäss  vorläufig  nur  klein  sein  könnfeni,  sich  aber 
in  späteren  Jahren  heben  würden.  Im  revidierten  Etat 
treten  sie  nur  iriit  25000  L.  auf. 

Die  Rückfallsteuer  ist  zu  zahlen'  vom  Verpächter  bei 
Heimfällen  von  Pachtungen),  die  länger  als  21  Jahre  dau- 
ern sollen  und  bei  Ausübung  des  Heimfallsrechtes  bei 
Verpachtungen  gleicher  Dauer  auf  Grund  von  Verpach- 
tungsrechten (leasehold  interest)  vion  dem  Vorteil^  der 
dem  Verpächter  durch  den  Heimfall  erwächst ;  wenn  näm- 
lich der  t/Otale  Wert  des  Bodens  zur  Zeit  des  Heim- 
falls^  abzüglich  des  Wertes  von  Bauten  und  dergleichen, 
die  der  Verpächter  selbst  auf  eigene  Kosten  Wiährend 
der  Pachtzeit  vorgenommen  hat,  den  kapitalisierten  Wert 
der  Pachtsumme  übersteigt^  so  ist  dieser  Ueberschuss 
als  ,,Jaccruing  benefit",  also  Gewinn,  anzusehen. 

Im  Frage  kbmmen  die  Pachtverträge,  die  dem  Päch- 
ter die  Errichtung  von  Gebäuden  auf  dem  Pächtland 
gestatten ;  nach  Ablauf  der  Zeit  fällt  das  Land  nebst  den 
Bauten  ins  freie  Eigentum  der  Verpächters  zurück.  Die 
gebräuchlichsten  Zeiten  für  die  Dauer  solcher  Pach- 
ten (leasehold)  sind  neben  999  Jahren',  was  ja  ei- 
gentlich schon  mehr  eine  Uebereignung  bedeutet,  eine 
Art  Erbbaurecht,  99  Jahre,  zuweilen  80  Jahre;  angewandt 
vor  allem  in  London. 

Die  neue  Fassung  des  Gesetzes  bringt  gegenüber 
der  ursprünglichen  die  gänzliche  Befreiung  landwirtschaft- 
lichen Grund  imd  Bodens  von  der  Steuer,  Klausel  14,2. 
Von  der  Leistung  der  Steuer  sind  ferner  befreit  vor  dem 
30.  April  1909  erworbene  HeimfaUsrechte,  die  erst  vier- 
zehn Jahre  nach  dem  Erwerb  ausgeübt  werden  können. 
Eiri  2V2pMger  Steuernachlass,  der  jedoch  50  0/0  der  ge- 
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samten  Steuer  nicht  überschreiten  darf,  ist  zu  gewähren, 
wenn  eine  Pachtung  vor  Ablauf  der  Zeit  erneuert  wiorden 
ist;,  für  jedes  nach  den  Bedingungen  der  alten  Pacht 
noch  nicht  abgelaufene  Jahr. 

Die  Steuer  wird  in  der  Form  einer  Schuld  an  die 
Krone  eingezogen  und  beträgt  i  L.  von  je  zehn  vollen 
Pfund  Sterling^  also  loo/o  des  zugewachsenen  Gewinnes. 

Sie  soll  100,000  L.  einbringen. 

Die  sogenannte  ,,Duty  on  undeveloped  land",  vielleicht 
zu  übersetzen  mit  „Bauplatzsteuer",  denn  es  handelt  sich 
um  Grundbesitz^  der  einer  eventuell  möglichen  Bebau- 
ung vorentlialten  wird,  und  die  Bergwerkssteuer  sollten 
ursprünglich  nach  den  Klauseln  10-13  zum  selben  Pro- 
zentsatzi,  die  eine  vom  Bodenwert,  die  andere  vom  Ka- 
pitalwert nicht  gewonnener  Bergwerksprodukte  erhoben 
werden.  Die  späteren  Fassungen  der  Bill  trennen  sie  je- 
doch unter  Abänderung  der  Bergwerkssteuer. 

Der  Bauplatzsteuer  unterliegt  der  Grund  und  Boden, 
dessen  gemeiner  Wert  50  L  für  den  Acre  übersteigt, 
wenn  die  Voraussetzungen  der  Klausel  16  zutreffen. 

Gemeiner  Wert  ist  der  offene  Marktwert,  abzüglich 
der  Gebäude,  Materialien  u.s.w.  Als  nicht  ausgenutzt,  als 
„undeveloped",  gilt  solcher  Boden,  der  nicht  mit  Wohn- 
häusern oder  Gebäuden  für  Handels-,  industrielle  oder 
gewerbliche  Zwecke  versehen  ist  oder  nicht  ?u  solchen 
Zwecken  benutzt  wird,  sondern  nur  zu  rein  landwirtschaft- 
lichen;, die  den  Boden  nicht  seinem  wirklichen  Werte 
als  Bauplatz  gemäss  ausnutzen  können;  selbstverständ- 
lich erst  rechtl,  wenn  er  ganz  brach  liegt.  Land  wird 
zu  einem  d^r  Bauplatzsteuer  unterliegenden  Grund  und 
Boden,,  wenn  die  Baulichkeiten  oder  die  anders  als  land- 
wirtschaftlich erfolgende  Ausnutzung  ein  Jahr  lang  auf- 
gegeben sind.  ;  . 
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Für  zehn  Jahre  von  der  Steuer  befreit  bleibt  nach 
§  i6j,2b  solcher  Boden:,  auf  dem  mindestens  lOoL  im 
Durchschnitt  auf  den  Acre  für  Wegebauten,  oder  Drai- 
nage verwandt  worden  sind.  Eine  gewisse  Begünstigung 
geniesst  landwirtschaftlicher  Grund  und  Boden  auch,  in- 
sofern als  nur  der  50  L  für  den  Acre  übersteigende 
Betrag  des  gemeinen  Wertes  veranschlagt  wird.  Er  ist 
gajiz  freip  wo  der  Verpächter  durch  schon  bestehende 
Verträge  an  einer  Ausnutzung  gehindert  wird,  für  die 
Dauer  der  Verträge  (§  17,5.). 

Die  Steuer  ist  ferner  nicht  zu  erheben  von  Parks, 
Gärten  und  Plätzen,  zu  denen  das  Publikum  ein  Recht 
des  Zutritts  hat,  oder  sionst  Parks,  Wäldern  u.s.w.,  zu 
denen  jedermann  Zutritt  gewährt  ist^  ferner  von  Land, 
das  zur  Verschönerung  des  Landschaftsbildes  oder  im 
sonstigen  Interesse  der  OeffentHchkeit  freigehalteu  wird 
—  dies  geht  auf  „Gartenstädte",  die  in  der  Parlaments- 
sitzung vom  22.  Oktober  besonders  gewürdigt  wurden  — 
und  von  Plätzeuj,  die  der  Erholung  oder  sportlichen  In- 
teressen dienen. 

Ebenfalls  frei  sind  Hausgärten  bis  zu  einem  Acre 
Umfangi,  unter  besonderen  Umständen  bis  zu  5  Acre,  Klau- 
sel 17;  der  kleine  landwirtschaftliche  Besitz  wird  aus- 
genommen!, bis  zu  einem  Gesamtwerte  von  500  L  in  der- 
selben Hand  vereinigt^  durch  die  in  den  Kommissions- 
beralungen  neu  aufgenommene  Klausel  18. 

Die  Bauplatzsteuer  ist  jährlich  als  Schuld  an  die 
Krone  vom  Eigentümer  bezw.  Inhaber  einer  Pachtung 
auf  fünfzig  Jahres,  unabänderlich  durch  private  Abmachun- 
geni,  zu  zahlen  und  zwar  zu  einem  Satze  von  einem  hal- 
beni  Penny  auf  je  ein  Pfund  Sterling,  gleich  p„2o840/o, 
also  etwa  2  pro  Tausend  des  gemeinen  Wertes. 

Der  Ertrag  der  Steuer  war  im  ersten  Staatshaus- 
haltsvoranschlag zusammen  mit  der  Steuer  von  nicht  ge- 
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förderten  Mineralschätzen  auf  350,000  L.  angesetzt  worden, 
soll  aber  nach  den  Erklärungen  des  Schatzkanzlers  vom 
22.  Oktober  1909  um  25,000  L.  geringer  sein. 

Statt  der  im  ersten  Entwurf  vorgesehenen  Kapital- 
steuer voii  Mineralien  zum  Satze  vom  V2<i  auf  i  L.,  also 
etwa  2  aufs  tausend^  ist  im  Unterhaus  eine  Bergwerks- 
steuer (mineral  rights  duty)  beschlossen  worden.  Diese 
wird  erhoben  vom  Pachtertrag  des  letzten  Arbeitsjah- 
res (i.  Oktober  bis  30.  September)  für  Bergwerksver< 
Pachtungen  und  Wege-  und  Zufuhrgerechtigkeiten  (mi- 
neral wayleaves)i,  Klausel  20.  Thon',  Ziegelerde,  Sand, 
Kreidei,  Kalkstein  und  Kies  gelten  nicht  als  „minerals" 
im  Sinne  des  Gesetzes.'  Der  Pacht  (rental  value)  bei  Ver- 
pachtung entspricht  bei  „mineral  wayleaves"  der  als  Ent- 
gelt gezahlte  Betrag  und  bei  Selbstabbauur^g  der  Mine- 
ralien durch  den  Eigentümer  ein  fingierter  Pachtbetrag. 
i  Die  Steuer  ist  auf  jedem  Fall,  unter  Ungütigkeit  ent. 
gegenstehender  gegenteihger  Parteiabmachungen,  vom 
Grundeigentümer  zu  tragen  und  kiann  diesem  durch  ei- 
nen Unterpächter,  der  sie  gezahlt  hat,  von  der  Pacht 
abgezogen  werden.  Zu  zahlen  hat  sie  der  abbauende  Ei- 
gentümer bezw.  der  unmittelbare  Verpächter,  und  zwar 
jährlich  als  Schuld  an  die  Krone.  Die  Steuer  beträ;.^t 
I  sh  auf  I.  L,  also  50/0. 

Die  im  Unterhaus  vorgenommene  Umwandlung  hat 
eine  Mehreinnahme  nach  dem  Voranschlag  von  175,000 
L.  bewirkt. 

Es  liegt  natürlich  nahe^  dass  eine  der  Bodensteuern 
mit  der  amderen  konkurriert.  So  regelt  Klausel  14,5,  den 
Fall  des  Zusammentreffens  von  Wertzuwachs-  und  Rück- 
fallsteuer. Der  jeweils  gezahlte  Betrag  der  einen  gilt  auch 
als  Zahlung  für  die  änderet,,  sodass  nie  eine  zwiefache 
Besteuerung  eintritt.  Beim  Zusammentreffen  von  allge- 
meiner Wertzuwachssteuer  und  BauplatÄsteuer  ist  die  er- 
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erste  ganiz  zu  mtrichtenj,  für  die  andere  gilt  als  B;oden» 
wert  der  gemeine  Bodenwert  des  Landes^  vermindert  um 
den  Wertzuwachs  (fünf  mal  der  Wertzuwachssteuerbetrag), 
sodass  auch  hier  eine  Doppelbesteuerung  vermieden  wird. 
Klausel  22  endlich  regelt  das  Zusammentreffen  von  Berg- 
werkssteuer mit  Wertzuwachs-  oder  Heimfallssteuer,  Berg- 
werke sind  bei  Pachtheimfällen  und  Neuverpachtungen 
frei  von  der  Rückfall-  und  der  allgemeinen  Wertzuwachs- 
steuer. 

Bergwerke  unterliegen  besonderen  Wertzuwachsbe- 
stimmungen. Diesen  sind  aber  durch  den  hinzugefügten 
Absatz  3  der  Klausel  23  (15)  die  am  30.  April  1909  ver- 
pachteten oder  im  Abbau  durch ,  den  Eigentümer  begrif. 
fenen  Mineralien  ganz  entzogen.  Falls  Wertzuwachssteuer 
bei  Mineralien  fällig  wirdj,  so  ist  sie  jährlich  zu  zahlen, 
und  zwar  wird  sie  nicht  vom  kapitalisierten  Wertzuwachs, 
sondern  von  dem  Betrage,  um  den  V25 
meinen  Wertes  der  Mineralien^  wie  immer  am  30.  April 
1909,  die  jährlich  gezahlte  Pacht  übersteigen,  entrichtet; 
der  gemeir^e  Wert  (capital  value)  wird  berechnet  nach 
Abzug  der  nötigen  Arbeiten  und  Einrichtungen  vom  Ge- 
samtwert (total  value)  des  Bergwerks;  dieser  Gesamtwert 
wird  vom  eventuellen  Marktwert  dargestellt!,  Klausel  .?3. 
Wertzuwachssteuer  von  Mineralien  unterliegt  hinsichtlich 
der  Zahlungsbedingungen  denselben  Bestimmungen  wie 
die  Bergwerkssteuer  selbst. 

Die  Erweiterung  und  Durcharbeitung  der  Bergwerk- 
bestimmungen haben  die  Notwendigkeit  von  Definitionen, 
hauptsächlich  bergrechtlichen  Charakters,  ergeben,  zu  fin- 
den  in   Klausel  24. 

Für  die  Zwecke  der  Bodenbesteuerung  hat  eine  all- 
gemeine Abschätzung  stattzufinden,  deren  Grundsätze  in 
den  Klauseln  25-32  enthalten  sind.  Mineralhaltiger  Boden 
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wirdj,  indem  einfach  die  Mineralien  selbst  als  Boden 
schlechthin  ja'ufgefasst  werden^  nach  den  Bergwerksklau- 
seln abgeschätzt.  Der  übrige  Boden  ist  nach  „gross 
value",  etwa  absolutem  Werte  des  Grundstückes;  dem 
Marktwert  ohne  Beschränkungen  oder  Belastungen,  nach 
„füll  site  value",  d.h.  dem  reinen  Bodenwerte  abzüglich 
des  Wertes  von  Gebäuden  und  Anlagen  für  die  Wertzu- 
wachssteuer, nach  ,,total  value",  also  Gesamtwert  des 
Grundstücks!,  gleich  absolutem  Werte  nach  Abzug  wert- 
mindernder Auflagen^  öffentlicher  wie  vertraglicher,  Ser- 
vituten und  dergleichen  für  die  Rückfall-  und  Bergwerks- 
steuer, endlich  nach  _„assessable  site  value"  für  die  Bau- 
platzsteuer gleich  dem  „Gesamtwert"  abzüglich  des  Wer- 
tes von  Gebäuden  und  Anlagen  etwaiger  spezieller  Wert- 
crhöhungem   abzuschätzen  (Klausel  25). 

Ursprünglich  sollte  die  Abschätzung  (valuation)  durch 
die  Eigentümer  erfolgen  und  auf  ihre  Kosten;  deren  Auf- 
stellungen sollten  dann  einer  staatlichen  Prüfung  unter- 
liegen. An  SteEe  dessen  ist  jetzt  die  staatliche  Abschätzung 
getreten,  der  Sta^at  übernimmt  die  Kosten.  Die  Erträg- 
nisse der  neuen  Bodensteuem  fliessen  der  „Inland  Re- 
venue" zu ;  infolgedessen  sind  mit  ihr  die  „Commissioners" 
sc.  „of  Inland  Revenue",  die  Steuerverwaltung,  befasst. 
Bei  der  fehlenden  Katastrierung  des  Landes  soll  die 
Steuerbehörde  nunmehr  das  gesamte  Land  nach  dem 
Stande  am  30.  April  1909  nach  Gesamt-  und  reinem  Bo- 
denwert abschätzenj,  auch  bei  einem  höheren  reinen  Bo- 
denwerte landwirtschaftlicher  Grundstücke  den'  Wert  des 
Bodens  für  rein  landwirtschaftliche  Zwecke  feststellen. 
Parzellen  werden  einzeln  abgeschätzt,  auf  Verlangen  auch 
die  in  einer  Hand  vereinigten.  Die  Eigentümer  haben 
der  Behörde  Auskunft  zu  geben  und  Berichte  über  Ein- 
zelheitenj,  wie  Erträge,  Eigentumsverhältnisse  und  der- 
gleichen zu  liefern^  auf  Grund  deren  eine  vorläufige  Ab- 
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Schätzung  erfolgti,  und  zwar  durch  die  Steuerbehörde. 
Diese  Abschätzung  gilt^  wenn  innerhalb  von  sechs  Tagen 
oder  einer  besonders  bestimmten  Frist  kein  Widerspruch 
erhoben  wird  (Klauseln  26  und  27).  Gegen  die  Entschei- 
dung über  Begründetheit  des  Widerspruchs  (objection) 
gibt  es  eine  Berufung  (appeal.)  1914  und  alle  f  -  Igenden 
fünf  Jahre  müssen  die  für  die  Zwecke  der  Undeveloped- 
landsteuer  ermittelten  Werte  nachgeprüft  werden.  (§28). 

Hinsichtlich  der  Steuerveranlagung  auf  Grund  der 
von  ihr  gefertigten  und  zu  unterhaltenden  Kataster,  g;anz 
allgemein  „valuation"  genannt,  ist  der  Steuerbehörde  ziem- 
lich freie  Hand  gelassen;  sie  kann  Parzellen  einzeln  und 
gemeinsam  veranlagen  und  jede  andere  Verteilung  der 
Steuern  vornehmen.  Auch  die  Schätzung  einer  in  wie- 
derkehrenden Leistungen  zu  zahlenden  Kauf-  oder  Pacht- 
summe^  auch  des  Wertes  von  vertraglichen  Verpflich- 
tungen oder  Berechtigungeni,  ist  ihr  ganz  überlassen. 

Im  folgenden  werden  die  Grundsätze  gegeben^  nac:h 
denen  eine  Berufung  gegen  Abschätzung  von  Boden- 
werten oder  Veranlagung  von  Bodensteuern^  wenn  einer 
Beschwerde  nicht  stattgegeben  wird,  zu  geschehen  Iiat. 
Sie  sind  gegenüber  dem  ersten  Entwurf  weit  ausgebaut 
und  auch  im  einzelnen  viel  bestimmter.  Ueber  eine  Be- 
rufung hat  nach  Aiihörung  der  Steuerbehörde  und  des 
Appellanten  ein  Mitglied  des  Schiedsrichterkollegiums 
(panel  of  referees)  zu  entscheiden^  gegen  das  weitere 
Berufung  an  das  Reichsgericht  (High  Court),  bei  Ob- 
jekten bis  zu  500L  an  das  Grafschaftsgericht  geht.  Die 
formellen  Rechtssätze  über  Frist  und  Form  der  Beru- 
fung sind  sind  von  besonderen  Kommissionen  unter  Ober- 
aufsicht des  Schatzamtes  zu  verfassen!.  Das  Schiedsrich- 
terkollegium  wird  gebildet  aus  einier  Anzahl  von  Mit- 
gliedern des  Landmesserinstituts  (Surveyors  Institute)  und 
sonstigen  Sachverständigen,  unter  besonderer  Beiücksich- 
tigung  des  Bergbaus  {%%  33  und  34). 
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•  JDie  von  den  einzelnen'  Bodensteuerm  geltenden  Aus- 
nahmen haben  wir  an  entsprechender  Stelle  behandelt. 
Ausnahmen  und  ergänizende ,  Bestimmungen  allgemeinen 
Charakters  schliessen  den  ersten  Teil  der  Finanzbill. 

Zunächst  ist  der  Grundbesitz  lokaler  und  sonstiger  Be- 
hörden', die  ein  Abgabenerhebungsrecht  haben,  gänzlich 
frei  von  Bodensteuem.  Von  Privatleuten  an  solche  Be- 
hörden für  von  Ühr  bewirkte  Verbesserungen  gezahlte  i 
Summen  können  bei  der  Veranlaigung  von  Bodensteuern 
von  dem  in  Frage  kommenden  zu  versteuernden  Betrage 
abgezogen  werden  (Klauseln  35,36).  Rückfall-,  Bauplatz, 
und  periodische  Wertzuwachssteuer  sind  nicht  zu  entrich- 
teri  von  den  Kuratorien  von  wohltätigen  Anstalten;  zu 
diesen  gehören  ausser  den  rein,'  wohltätigen,  Anstalten  auch 
die  Institutionen  für  Kunst  und  Wissenschaft  und  un- 
eigennützige Gesellschaften.  Dieselbe  Vergünstigung  ge- 
niessen  Eisenbahn-j,  Kanal-,  Dock,  und  Wasserbaugesell- 
schaften und  arixiere  mit  Satzungen'  versehene  Gesallsch  if- 
ten  (Statutory  companies)^  solange  der  Boden  den  Satzun- 
gen entsprechend  benutzt  wird. 

Etwas  ausser  Zusammenhang  stehenj  die  Bestimmun- 
gen (§  39),  dass  auch  Fideikommisse  (settled  land)  für 
zu  zahlende  Bodensteuem  hypothekarisch  belastet  wer- 
den dürfenj,  ferner  dass  der  Pfamdgläubiger,  wenn  er 
Bodensteuer  zahlte  den  Betrag  als  Hypothek  für  sich 
eintragen  lassen  kann. 

Der  erste  Entwurf  hatte  nur  freien  und  verpachteten 
Boden  berücksichtigt,  aber  die  Lehns-  und  Erblehnsgüter 
(copyholds  of  interitance)  vergessen.  Dies  holt  Klausel  40 
nach  unter  Angabe  der  Anwendungsregeln  des  Gesetzes 
auf  sie. 

Von  den  nun  folgenden  Erklärungen  ist  besonders 
bemerkenswert  die,  dass  unter  landwirtschaftlichem  Bo- 
den (agricultural  land)  auch  Wiesen,  Weideland,  Obst- 
gärten (erst  im  2.  Entwurf),  Weidejnpflanzungen  (desglei- 
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chen),  Wälder,  Gemüsegärten,  Parzellen  und  Baumschu- 
lerl m  verstehen  sind. 

Bei  den  in  Schiottland  noch  geltenden^  von  den  eng- 
lischen abweichenden  Rechtsgrundsätzeni,  besonders,  was 
den  Grundbesitz  angehtj,  ist  eine  'Abzahl  von  besonderen 
Erklärurigen  notwendig  geworden,  die  in  Klausel  42  ent- 
halten sind. 

Die  gesamten  Einnahmen  aus  der  neuen  Bodenbe: 
Steuerung  waren  ursprünglich  zu  500^000  L  angenommen 
worden  und  stellten  sich  nach  dem  späteren  AJnschlag 
125^000  L  höher;  jedoch  nach  Abzug  von  25,000  L,  die 
infolge  verzögerter  Zahlung  für  dies  Finanzjahr  voraus- 
sichthch  verloren  gehen  würden!,  sollen  sie  0,6  Millio- 
nen L.  betragen. 

Die  Besteuerung  der  Lizenzen  für  Herstellung  und 
Verkauf  geistiger  Getärhke  (duties  on  liquor  licences)  ist 
nicht  neu;  die  letzte  Regelung  erfolgte  1904.  Die  Bill 
erhöht  nur  die  Steuer  Staffel.  Klausel  43  unterwirft  alle 
am  I.  Juli  1909  bestehenden  Lizenzen;  den  in  dem  ersten 
Verzeichnis  genannten  Sätzen.  Es  wird  unterschieden  s^wi- 
schen  Lizenzen  für  Produzenten  (manufacturers),  hierbei 
Brenner  und  Brauer  (spirit  distillers  und  brewers),  für 
Grosshändler  (wholesale  dealers)  und  Kleinhändler  (retai- 
lers).  Es  gibt  zwei  Arten'  von  Kleinhändlerlizenzen,  näm- 
lich on  licences  und  off  licencesy  die  letzteren  für  Krä- 
mei*.  Die  „on  licencies"  umfassen  „publicans  licences", 
etwa  Kneipenlizenzj,  denn  was  der  Engländer  „Pub", 
nennt,  ist  unsere  „Kneipe*'  im  weniger  rühmlichen  Sinnn, 
Bierhauslizenzen  und  Lizenzen  für  den  Verkauf  vonWein^, 
Apfelwein  und  Likör. 

Brenner  und  Brauer  zahlen  von  nun  ab  nach  einem 
neuen  Prinzip.  Zahlten  sie  bisher  10  Guineas  bezw.  i  Li, 
als  Fixum[  so  richtet  sich  jetzt  die  Höhe  der  vSteuer 
nach  der  Menge  des  im  Vorjahr  gebrannten  bezw.  ge- 
brauten Alkohols.  Der  Brenner  zahlt  10  L»  bis  zu  ;o»<x)o 
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Galloneni,  bis  zu  lop^ooo  GallDiiein  20  L.,  von  da  für 
je  25),ooo  Gallonen  weitere  loL. ;  die  Gaüione  zu  4,5435 
Liter.  Der  Brauer  für  Hausbedarf  zahlt  9  oder  4  sh,  für 
Verkauf  bis  zu  100  Tonnen  (die  Tonne  gleich  163,56, 
Liter)  i  L.,  für  Verkauf  bis  zu  200  Tonnen  2  L.,  von 
da  für  je  50  Tontien  weitere  12  sh.  Nach  der  neuen 
Fassung  der  ersten  Liste  dürfen  die  Produzenten  ihre 
Erzeugnisse  auch  selbst  unter  Umgehung  des  Grosshänd- 
lers en  gros  verkaufenj,  nicht  dagegen  im  kleinen. 

Grosshändler  zahlen  nach  wie  vor  feste  Satzö,  nur 
sind  diese  für  Branntwein  und  Bier  von  10  L.  bezw. 
3  L.  3  sh  auf  15  L.  15  sh  bezw.  10  L,  10  sh[  gestiegien[, 
während  sie  für  Wein  und  Likör  wie  bisher  10  bezw,  5 
Guineas  bleiben. 

.'Kleinhändler  zahlen  für  Onlizen^zen  auf  Wein  je  nacii 
dem  jährlichen  Ertrage  der  Wirtschaft  4L.  10  sh.  bis 
12  L.,  für  Apfelwein  und  Liköre  die  Hälfte.  Die  Onli- 
zenz  für  Gastwirte  ist  erhöht:  sie  betrug  bis  dahin  4  L. 
16  sh  bis  zu  60  L.  entsprechend  dem  jährlichen  Ertrage 
der  Wirtschaft.  Dieser  ist  nach  den  bisherigen  Regeln 
betreffend  Erteilung  einer  Kneipenkonzession  zu  ermit- 
teln. Der  jährliche  Konzessionswert*,  der  von  der  Behörde 
zu  registrieren .  ist,,  beträgt  die  Differenz  zwischen  dem 
eventuellen  jährlichen  Ertrage  der  Wirtschaf •  als  solcher 
(premises)^  ohne  Konzession,  und  dem  Ertrage  als  kon- 
zessionierten Betriebes,  §  44.  Die  Bill  sieht  eine  Bestcue- 
rung  zum  halben  jährlichen  Ertrage  der  Wirtschaft  vor. 

Ein  Drittel  des  jährlichen  Ertrages  wird  der  Inhaber 
einer  Bierhauslizenz  zahlen  müssen  gegenüber  eineiri  frü. 
heren  Fixum  von  3  L  10  sh.  Beide  Steuern  unterliegen 
einem  Minimumtarif,  den  Kneipen-  und  Bierhauswirte 
unter  allen  Umständen  zahlen  müssen;,  wenn  die  Erträge 
auch  geringer  sindt,  abgestuft  nach  der  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung,  von  5  L.  bis  35  L.  bei  Kneipen-  und  von 
3  L.  10  sh  bis  23  L.  10  sh  bei  Bierhjausliz^'enzen.  Neu 
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gegeixüber  dem  ersten  Entwürfe  ist  hier  eine  erhebliche 
Ermässigung  für  Irland. 

Krämer,  Kolonialwarenhändler  und  dergleichen^  die 
nebenbei  geistige  Getränke  verkaufen^  zahlen  die  Oflli- 
zenzen.  Hier  sind  erhebliche  Aenderungen  vorgenommen 
worden  gegenüber  dem  ersten  Entwürfe.  Vor  1909  zahl- 
ten die  „grocers"  eine  feste  Summe  von  höchstens  dni 
Guineen.  Der  erste  Entwurf  sah  für  Branntwein  eine  von  14 
L.  für  einen  jährlichen  Ertrag  von  30  L.  und  daiunter, 
bis  zu  50  L.  bei  einem  Ertrage  von  100  L.  und  da- 
rüber steigende  Steuer  vor.  Die  Regierung  musste  sich 
aber  dazu  versteh enj,  die  Steuer  auf  10  L.  bei  10  L. 
Ertrag,  auf  17  L  bis  zu  100  L  Ertrag  und  von  50 IL 
erst  bei  einem  jährlichen  Werte  von  500  L.  herabzusetzen. 
Dementsprechend  sind  auch  für  den  Bierverkauf  die 
Sätze  zu  i  L.  ig  sh  bis  2  L.  10  sh.  statt  :  3  Li.  10  sh 
bei  30  L.j,  steigen-d  bis  zu  10  L.  bei  einem  jährlichen 
Ertrage  von  500  L.  angenommen  worden.  Für  Wein- 
verkauf  sind  Steuern  von  2  L.  10  sh  bis  10  L.  zu  ent- 
richteni,  bei  Erträigen  von  20  L.  bis  über  500  L. 

Geistige  Getränke  verschänkende  Inhaber  von  Thea- 
temj,  Galleri  en  und  ähtilichen  Unternehmen  mehr  ideal  ein 
Charakters  werden  bei  der  Onlizenz  begünstigt,  insofern 
als  sie  bei  einem  jährhchen  Ertrage  von  2,500  L.  nur 
20  L.  und  bei  einem  grösseren  Betrage  immer  nur  50  L. 
zu  zahlen  brauchen. 

Bei  Betrieben  mit  mehr  als  500  L.  jährhchem  Er- 
trage kann  der  Besitzer  auf  seinen  Wunsch  eine  Lizenz 
gegen  Zahlung  eines  Drittels  vom  jährlichen  Wert  der 
Wirtschaft  erhalten,  das  aber  mindestens  166  L.  13  sh. 
4  d  bei  einer  Bierhaus-  und  250  L  bei  einer  Knei- 
penlizenz betragen  muss. 

Das  erste  Verzeichnis  enthält  no<^h  die  Bestimmungen 
über  Besteuerung  von  geistige  Getränke  verkaufenden  Pas- 
sagierdampfern und  EisenibahÄspeisewagen'i,  die  bei  Iden 
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Schiffen  lo  L.  (2  L.  für  einen  einzigen!  Tag,  man  denke 
hier  an  Schiffei,  die  bei  irgend  einer  fesüichen  Gelegen- 
heit Gäste  nehmen),  bei  den  Speisewagen  i  L.  beträgt. 

Der  Verkauf  von  geistigen  Getränken  erfolgt  aber 
ausser  durch  Gross-  uxS-  Kleinhändler  auch  noch  in  einer 
Form,  die  deutlich  erkenjnen  lässt,  dass  er  nur  aXß  Ne- 
benbetrieb gedacht  ist^  nämlich  in  Hotels,  Restaurants 
und  Klubs  oder  Vereiaen.  Dementsprechend  verlangt  Klau- 
sel 45  von  Hotelbesitzern  und  Restaurateuren  Lizenz- 
steuer nur  in  dem  Verhältnis  zu  der  nach  dem  Gesetz 
eigentlich  zu  zahlenden  Steuer,  in  welchem  der  Ertrag 
aus  dem  Verkauf  geistiger  Getränke  zu  dem  Gesamt- 
ertrage des  Betriebes  ,steht. 

Auch  Klubs,  die  in  ihren  eigenen  Räumen  an  Mit- 
glieder geistige  Getränke  verschänken^  können  natürlich 
bei  dem  offenbaren  Missverhältnis  zwischen  dem  Wer^e 
des  ganzen  und  den  Erträgnissen  des  Alkoholverkauf > 
nicht  nach  den  allgemeinen  Regeln  behandelt  werden, 
vielmehr  zahlen  sie  nach'  Klausel  48  auf  Grund  bestimm- 
ter eigener  Angaben  über  den  Verbrauch  an  geistigen 
Getränken  eine  Steuer  von  dem  Werte  der  wirklich  ver- 
kauften Spirituosen,  im  Betrage  von  21/2^/0. 

Ein  Lizenzinhaber',  der,  wie  es  bei  uns  ja  auch  oft 
der  Fall  ist,  in  der  Hand  einer  Brauerei  oder  Brennerei 
ist  und  von  ihr  zu  beziehen  hat  (tied  houses),  kann  unter 
Ungiltigkeit  gegenteiliger  Verträge,  einen  Teil  der  Steu- 
ererhöhung auf  jene  abwälzen  im  Verhältnis  der  Erhö- 
hung ihrer  Einnahmen  infolge  Bestehens  der  Lizenz  jenes. 

Eine  Verminderung  der  Steuer  bezw.  der  Zahlungen 
kann  ferner  erfolgen,  wenn  Lizenzinhaber  nach  der  Li- 
censing  Akte  von  1904  Zahlungen  zur  Erhaltung  des  „Mo- 
nopolwertes" ihrer  Lizenz  gemacht  haben,  der  Monopol- 
wert aber  infolge  Steigens  der  Steuer  gesunken  ist,  und 
zwar  jenachdem  ein  einmaliges  Kapital  gezahlt  ist  oder 
wiederkehrende  Zahlungen  erfolgen. 
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Die  Zahlung  der  Steuer  geschieht  im  ■Voraus ;  bei 
Lizenzen  von  über  60  L.  kann  sie  in  zwei  Hälften,  die 
zweite  fällig  nach  sechs  Monatenj,  erfolgen.  Der  Beginn 
von  Lizenzen  ist  am  i.  Oktober  bei  Produzenten^  am 
I.  Juli  bei  Grosshänidlern,  sonst  in  England  und  Irland 
am  I.  Oktober,  in  Schottland  am  29.  Mai  jedes  Jahres. 

Die  allgemeinen  Klauseln  51  und  52  bringen  die 
A-bschaffung  von  Zusatzkonzessionen,  enthalten  die  Frei- 
heit mancher  Konzessionen  von  gerichtlicher  Bestätigung 
und  interpretieren  eine  Reihe  von  gebrauchten  Ausdrücken. 

Mit  dem  31.  Dezember  1909  sollen  die  alten  Kon- 
zessionen gegen  Rückerstattung  etwa  zu  viel  gezahlter 
Steuern  kraftlos  werden.  Seit  dem  i.  Juli  1909  erteilte 
Lizenzen  haben  für  die  Zeit  vom  i.  Oktober  ab  näch- 
zuzahlen; diese  Bestimmung  ist  neu.  Braukünzessionen 
laufend  bis  zum  30.  September  1910  erlöschen  bei  Nicht- 
zahlung der  Steuer  am  i.  Juli  19 10. 

Unterstanden  die  Bodensteuem  als  direkte  Steuern 
der  Steuerverwaltung,  so  gehören  die  Lizenzen,  zum  Res- 
sort der  Verwaltung  der  Zölle  und  indirekten  Steuern 
(oommissioners  of  customs  and  excise). 

Die  Mehreinnahmen  infolge  der  Bestimmungen  des 
zweiten  Teiles  der  BiU  waren  auf  etwas  über  2 1/2  Mil- 
lion L.  geschätzt  worden^  sie  verringerten  sich  aber  in- 
folge von;  Konzessionen  der  Regierung,  die  wir  oben  er- 
wähnten', um  insgesamt  1/2  Million,  so  dass  wir  auf 
2|,  100,000  L,  als  mutmassliche  Einnahme  aus  den  Li- 
zenzsteuern kämen. 

Die  Bestimmungen  des  dritten  Teiles^,  in  den  Klau 
sein  54-64  (40-45),  bauen  sich  auf  der  durch  das  Gesetz 
von  1894,  ferner  die  Stempelakte  von  181 5  und  das  Erb- 
anfallsteuergesetz  von  1853  geschaffenen  Grundlage  auf. 
Die  Erbsteuern  (death  duties)  zerfallen  in  die  vom  Nach- 
lass  als  ganzem  zu  entrichtende  Nachlasssteuer  (estate 
duty)  und  die  a,us  den  individuellen  Erbteilen  zu  zahlen<Ie 
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Erbanfallsteuer,  „legacy  duty".  Bei  juristischen  Personen 
und  dergleichen  tritt  an  Stelle  dieser  Steuern  eine  all- 
jährlich als  Zuschlag  zur  Einkbmmensteuer  zu  entrich- 
tende 4 0/0 ige  Einkommensabgabe. 

Die  erste  Klausel  des  dritten  Teiles  setzt  an  die  Stelle 
der  bisher  geltenden  Skala  des  Finanzgesetzes  von  1907 
eine  in  Schedule  2  enthaltene  neue,  durch  die  sich  die 
Nachlasssteuer  von  50/0  im  Durchschnitt  auf  70/0  im 
Durchschnitt  erhöht,  bei  verhältnismässig  starkem  An- 
steigen in  den  höheren  Zahlen: 

Gesamtwert  des  Die  Steuer  in 

Nachlasses:  Prozenten: 


L. 

H  Ork  vi          1    -1  f\f\n 

1894  und  1907 

1  f\f\{\ 

1909 

100  " 

500 

1 

1 

500  — 

1,000 

2 

2 

1,000  - 

5,000 

3 

3 

5,000  — 

10,000 

3 

4 

10,000  — 

20,000 

4 

5 

20,000  — 

25.0C0 

4 

6 

25,000  - 
40,000  - 

40,000 

A  1  / 
4V2 

0 

50,000 

4V2 

7 

50,000  - 

70,000 

5 

7 

70,000  - 

75,000 

5 

8 

75,000  - 

100,000 

51/2 

8 

100,000  - 

150,000 

6 

9 

150,000  - 

200.000 

7 

10 

200,000  - 

250,000 

7 

11 

250,000  - 

400,000 

8 

11 

400,000  - 

500,000 

8 

12 

500,000  - 

600,000 

9 

12 

600,000  - 

750,000 

9 

13 

750,000  - 

800,000 

10 

13 

800,000  - 

1,000,000 

10 

14 

1,000,000  - 

1,500,000 

10 

15 

1,500,000  - 

2,000,000 

11 

f » 

2,000,000  - 

2,500,000 

12 

,» 

2,500,000  - 

3,000,000 

13 

tt 

3,000,000  - 

3,500,000 

14 

ft 

3,500,000  und  darüber 

15 
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Die  Zusatzsteuer  zur  Nachlasssteuer>  die  bei 
^,settled  estates",  gebundenem  Besitz,  etwa  unseren  Fi- 
deikommissen  entsprechen d>  gilt,  steigt  von  i  v.H.  auf 
2  v.H,  (Klausel  54,  ^5). 

Nach  §  60  wird  für  die  Zwecke  der  Erbschaftsbe- 
steuerung als  Wert  der  Hinterlassenschaft  der  Markt- 
preis angenommenl,  unbekümmert  um  ein  mögliches  Sin- 
ken infolge  gleichzeitigen  Verkaufes;  wichtig  besonders 
für  landwirtschaftlichen  Grundbesitz,  als  dessen  Wert  bis- 
her der  fünfundzwanzigfache  jährliche  Ertrag  angenom- 
men worden  war,  der  also  offenbar  schärfer  herange- 
zogen werden  würde.  Hat  jedoch  der  Tod  des  Erblassers 
einen  Einfluss  auf  den  Wert  des  Besitztums',  denken  wir 
ad  einen  Garkoch;,  der  stirbt,  so  zieht  die  Behörde  <Ües 
iiiL  /Betracht. 

Von'  den  Erbanfallsteuem  sind  bisher  Deszendenten, 
Aszendenten  und  Ehegatten  frei.  Sie  alle  zahlen  von  nun 
an  I  v.H.  Anfallsteuer.  Die  bisher  dreiprozentige  x\bgabe 
der  Kollateralenl,  also  der  Geschwister,  Geschwisterkin- 
der und  deren  Ehegatten^  wird  auf  50/0,  die  dreiprozen- 
tige  bezw.  fünfprozentige  der  Elterngeschwister,  deren  Ab- 
kömmlinge und  Ehegatten^  bezw.  der  Grosselterngeschwi- 
sterj,  der  Abkömmlinge  dieser  und  der  Ehegatten,  wird 
auf  iqo/o  erhöht  ;  ausgenommen  sind  Erbschaften  im  Ge- 
samtwert von  nicht  über  15,000  L.,  ferner  VeiTnächtnisse 
von  nicht  über  1,000  L.,  von  nicht  über  2,000  L.  bei 
Witwen  und  minderjährigen  Kindern. 

Durch  die  Klausel  63  wird  die  Freiheit  von  Hin- 
terlassenschaften nationalen,  wissenschaftlichen  oder  histo- 
rischen Wertes  von  jeder  Art  der  Erbschaftssteuer  fest- 
gestellt, gegenüber  der  alten  Klausel  45  eine  Ausdehnung 
auch  auf  die  ,,succession  duty" ;  bis  1909  hatte  eine  solche 
Steuerbefreiung  nur  hinsichtlich  gebundenen  Vermögens 
(Settlements)  bestanden. 
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'Als  Teil  des  Nachlasses  unterlagen  nach  den  bis- 
herigen gesetzlichen  Bestimmungen  auch  alle  im  letzten 
Jahre  vor  dem  Tode  des  Erblassers  vollzogenen  Schen- 
kungen der  Steuer.  Nach  dem  ersten  Entwurf  sollte  hier- 
bei auf  fünf  Jahre  zurückgegangen  werden;  der  ehd- 
giltige  setzt  eine  Frist  von  drei  Jahren  vor  dem  Tode 
fest,  nimmt  aber  in  §  59  Schenkungen  in  favorem  ma- 
trimonii^  und  solche  Schenkungen,  die  den  Verhältnissen 
des  Erblassers  entsprechenj,  davon  aus',  desgleichen  alle 
im  Betrage  von;  weniger  als  lOoL. 

Eine  Vergünstigung  geniessen  Forsten  und  derg'lei- 
cheni,  insofern  als  die  Steuer  nicht  vom  kapitalisierten 
Werte  sofort  zu  zahlen  ist,  sondern  bei  einer  einstwei- 
ligen Verzinsung  von  30/0  von  den  jährlichen  Erträgen 
abgezahlt  werden  soU^  ferner  die  irischen  Rentengüter, 
die  in  Raten  zahlen  können,  und  die  Verkäufer  von 
Grundbesitz  in  Verfolg  der  irischen  Landgesetzes  hinsicht- 
lich des  noch  nicht  gezahlten  Kaufpreises:  1909  waren 
nämlich  50  Millionen  L.  gleich  des  abgelösten  Lan- 
des noch  unbezahlt.  Käufer  und  Pfajidgläu/biger  von  !A.h- 
wartschaf tsrecht eti|,  erworben  vor  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes, stehen  unter  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen'. 

Ebenso  wie  diese  Bestimmungen  erst  in  den  Kom- 
mission'sberatungen  hinzugekommen  ist  die  Berücksichti- 
gung des  Zusammentreffens  von  Wertzuwachs-  und 
Erbsteuer:  jene  wird  vom  Gesamtwert  des  Nachlasses 
als  Schuld  abgezogen  (Klausel  62).  Dagegen  gelten  bei 
Konfusion  von  eingetragenen  Rechten,  Hypotheken  und 
Schulden  mit  dem  Eigentum  diese  als  erloschen^  sodass 
die  Steuer  vom  ungeminderten  Werte  zu  zahlen  ist, 
Klausel  '^7. 

Wohl  die  wichtigste  Neubestimmung  ist  in  Klausel 
56  enthalten^  wonach  der  ganze  oder  teilweise  Betrag 
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der  Steuer  in  gleichwertigem  Land  entrichtet  worden  kann, 
bei  stempelfreiem  Eigentumsübergang  an  die  Krone. 

Wie  bisher  untersteht  auch  die  revidierte  Erbsteuer 
der  Verwaltung  der  direkten  Steuern;  gegen  ihre  Ab- 
schätzung des  unbewegUchen  Nachlasses  gibt  §  60^3  Be- 
rufung an  einen  Schiedsrichter  nach  den  für  die  Boden- 
besteuerung geltenden  gesetzlichen  Vorschriften. 

Der  Mehrertrag  der  levidierten  Erbscliaftssteucrn 
war  im  April  1909  auf  21,85  Millionen  L.  geschätzt  wor- 
den;, davon  sollte  die  Nachlasssteuer  von  Mobiiien  und 
Immobilien  (real  und  personal  estate)  etwas  über  2Y2 
MilHonen  L.,  die  Zusatzsteuer  für  gebundenen  Besitz  (die 
Erhöhung  der  settled  estate  duty)  50,000  L.  ergeben. 
Er  wird  im  endgültigen  Voranschlag  mit  4,150,000  L. 
aufgeführt;  dieser  Ueberschuss  ist  hauptsächlich  Einnah- 
men  aus  den  Erbanfallsteuern  mzuschreiben. 

Der  Einkommensteuer  geltende  Paragraphenj,  hier  hn 
vierten  Teile,  erscheinen  in  jedem  Budget,  seit  1894  in 
jeder  Finjanzakte,  da  ihre  Höhe  für  jedes  Jahr  besonders 
festgesetzt  wird;  sie  werden  ja  als  Ergiänzung  zu  den 
übrigen  Steuern  benutzt^ 

•Klausel  65  (46)  setzt  die  Höhe  der  „inoome  tax" 
auf  I  sh.  2  d.  fest;  sie  hatte  sich  seit  1905  auf  i  sii 
gehalten^  war  übrigens  in  früheren  Jahren  schon  ein- 
mal auf  I  sh.  4  d.  gestiegen.  Alle  in  Bezug  auf  Ver- 
SLuldLgung,  Einziehung  u.s.w.  geltenden  Bestimmungen  blei- 
ben  in  Kraft. 

Danach  wird  die  Steuer  nach  ihren  Quellen  in  fünf 
Abteilungen  (Schedule)  zerlegt,  von  denen  das  erste  das 
Einkommen  vom  unbeweglichen  Vermögen,  B.  das  aus 
Pachtungenl,  Verzeichnis  C.  das  aus  Kapitalzinsen  und 
Dividenden!,  D.  das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe 
und  endlich  das  letzte  Verzeichnis  das  Einkommen  aus 
Staatsbesoldungen^  staatlichen  Renten  und  dergleichen  be- 
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greift.  Die  Art  der  Versteuerung  ist  natürlich  verschieden, 
es  gilt  aber  der  allgemeine  Grundsatz,  das  Einkommen 
an  der  Quelle  zu  besteuern;  so  wird  bei  Besoldungen 
und  bei  der  Auszahlung  von  Zinsen  der  Staatspapiere 
der  Steuerbetrag  unmittelbar  von  der  Behörde  zurück- 
gehalten. 

Die  Verwaltung  der  Einkommensteuer  kennt  e'.ne  in- 
teressante Teilung  der  Behörden  in  reine  Staatsbehörden^ 
das  Zentralsteueramt  mit  seinen  Beamten,  daneben  die 
Spezialkommission  (special  commissioners)  für  Rückzah- 
lungen und  Nachlass  und  Inempfangnahme  von  Selbst- 
einschätzungen, und  Selbstverwaltungsbehörden,  Kommis- 
sionen der  Generalkommissäre  mit  ihren  grösstenteils  im 
Ehrenamt  wirkenden  und  nur  in  den  Exekutivorganen 
besoldeten  Beamten. 

Neil  ist  nun  die  Einführung  einer  ,,supertax".  Zu- 
satzsteuer zur  Einkommensteuer  von  fünf'auiend  Pfund 
Sterling  überschreitenden  Gesamteinkommen  (froni  all 
sources)  physischer  Personen.  Diese  Zusatzsteuer  wird  zu 
2V2  v.H.  von  dem  3,000  L.  übersteigenden  Einkommen 
erhoben,  so  also!,  dass  bei  jedem  noch  so  hohen  Ein- 
kommen die  ersten  3|,ooo  L.  frei  bleiben.  So  zahlt  z.B. 
ein  Einkommen  von  51,000  L.  zunächst  „income  tax"  zu 
1  sh  2  d.  gleich  291  L.  13  sh.  4  d,  dazu  kommt  Idie 
„supertax"  zu  6  d  gleich  50  L.  auf  2,000  L.,  zusammen: 

5,000  L.    =    341  L.  13  sh.  4  d  =  6,830/0 
-  61,000  L.    =    425  L.  =  7,060/0 

10^,000  L.  =    758  L.   6  sh.  8  d  =  7,580/0 
50,000  L.    =  4,091  L.  13  sh.  4  d  =  8,180/0. 

Wir  sehen,  diese  Zusatzsteuer  bringt  eine  länlgst  ver- 
misste  Progression.  Sie  ist  überhaupt  nach  unserem  Be- 
griffen eine  unbestreitbare  „Einkcmmensteuci;",  während 
manche  der  allgemeinen  englischen  Einkommensteuer  die- 
se Bezeichnung  nicht  recht  geben  wollen.  Die  Veran- 
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lagung  zur  Zasatzsteuer  geschieht  axif  Grund  des  vor- 
jährigen Einkiojnmens  des  Betreffenden.  Auch  sonst  ist 
sie  von  der  allgemeinen  Einkommensteuer  abweichend, 
denn  sie  erfolgt  (§  42)  durch  die  oben  erwähnte  Spezi al- 
kommission  (Oommisioners  for  the  special  purposes  of  tne 
Acts  relating  to  income  tax)  direkt.  Auf  ihr  Verlangen 
muss  jedermanin  eine  Selbsteinschätzung  einliefern;  wer 
aber  der  Zusatzsteuer  unterliegt^  hat  dies  ohne  Auffor- 
derung aus  sich  heraus  zu  tun.  Die  SpezialkommissioiU 
wird  mit  weitreichenden  Vollmachten  bezüghch  Eintrei- 
bung der  Steuer  und  Steuemachlässe  versehen. 

Bekanntlich  steht  der  allgemein  festgesetzte  Ein- 
kommensteuersatz in  England  nur  auf  dem  Papier:  Die 
Steuer  kommt  in  ganzer  Höhe  nicht  zur  Einziehung.  Auf 
Grund  des  Finanzgesetzes  1907  waren  in  den  Vorjahren 
bei  I  sh.  auf  i  L.  Einkommensteuer  nur  9  d.  eingezogen, 
wordenl,  bei  Einkommen  unter  2,000  L.;  also  statt  50/0 

3*75^/0.  Dies  bleibt  so.  Nach  §  67  gemessen  aber 
auch  Einkommen  von  2(,ooo- 3,000  L.  den  Vorzug  eines 
Erlasses,  dmn  sie  haben,  statt  i  sh.  2  d.  hur  i  sh.  auf 
das  Pfunldj,  also  statt  5,840/0  nur  5 0/0,  m  zahlen. 

Personen  mit  einem  Einkiommen  von  160-500  L.,  also 
mit  i  mittleren  Einkommen  (Einkomimien  bis  zu  160  L.,, 
was  als  Existentzminimum  angenommen  wird,  sind  ganz 
frei)^  können  für  jedes  eheliche  oder  legitimierte  oder 
Stiefkinjd  unter  16  Jahren  Erlass  der  Steuer  von  je  zehn 
Pfund  beanspruchen ;  dieser  §  68  ist  wohl  v  on  deutschen 
und  französischen  Bestimmungen  beeinflusst  worden. 

Landwirte  und  Hausbesitzer  waren!  von  der  Zahlung 
der  Eintoommensteuer  vom  dem  Teile  ihres  Einkommens 
befreit^  der  für  Erhaltung,  Verbesserung  u.s.w.  des  Be- 
sitztums ausgegeben  wurde;  dieser  durfte  nach  dem- 
Durchsclmitt  der  letzten  fünf  Jahre  bis  zu  Vs  jähr- 
lichen Ertrages  bei  Landwirten  und  Hausbesitzern 


42  - 


betragen;  Handel-  und  Gewerbetreibenden  waren  ähnli- 
che Abzüge  schoix  seit  langem  gestattet.  Die  Bill  bringt 
Steuerfreiheit  noch  für  ein  weiteres  achtel  bezw.  zwölftel 
des  Einkommens  (Klausel  69),  sodass  bei  beiden  Beru- 
fen im  Höchstfall  ein  Viertel  des  Einkiommensl,  für  Er- 
haltung und  Verbesserung  angewandt,  einkommensteuer- 
frei bleibt;  der  Ausdruck  „Verbesserungen"  ist  90  weit 
wie  möglich  zu  fassen  und  scliliesst  nach  den  Verhand- 
lungen des  Parlaments  (in  report  stage)  sogar  gänzli- 
chen Wiederaufbau  nicht  aus.  Diese  Bestimmungeri  sind 
erst  währen^  der  Beratungen  im  Unterhaus  zugefügt 
\vorden;. 

Ebenfalls  eine  Erweiterung  der  bisher  bestehenden 
Steuerbefreiung  bringt  die  folgende  Klausel  des  Gesetzes. 
Arbeiterunterstützungsvereine  brauchten  von  den  Ertrag- 
nissen aufgesammelter  Gelder  keine  Steuern  zu  entrichun^ 
wen^  sie  eben  nur  zur  Unterstützung  kleinerer  Leute 
da  waren  und  Unterstützung  höchstens  mit  einem  Ka- 
pital von  200  L.  oder  einer  jährlichen  Rente  von  30  L. 
gewährten.  Diese  Betrage  werden  auf  300  bezw.  52  L. 
heraufgesetzt.  ; 

Im  allgemeinen  wird  das  Prinzip  aufrecht  erhalten 
(7 1  (50) ),  dass  die  erwähnten  Vergünstigungen  nur  denen 
zukommen  solleni,  die  ihren  Wohnsitz  im  Vereinigten  Kö- 
nigreiche', auf  der  Insel  Man  oder  den  Kanalinseln  haben. 
Jedoch  sollen  sie  auf  eine  Beschwerde  binnen  sechs 
Monaten  hin  Beamten  im  auswärtigen  Dienst  der  Krone, 
Missionaren  und  Personen!,  die  aus  Gesundheitsrücksich- 
ten im  Auslande  weilen^  gewahrt  werden;  andererseits 
müssen  die  bei  der  Zinsenauszahlung  vori  nichtenglischen 
Staatspapieren  einbehaltenen  Beträge  herausgezahlt  wer- 
denj,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  die  ihren  Wohn- 
sitz nicht  in  Grossbritanien  und  Irland  haben. 

Die  Mehreinnahmen  aus  der  Erhöhung  der  allge- 
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memen  Einkbmmen-  und  der  „supertax"  wurden  auf  3,6 
Millionen  zu  veranindem  um  600,000  L.  infolge  des 
Nachlasses  aus  Klausel  68  (49),  dazu  die  Zusatzsteuer 
mit  1/2  Million  L|,  angesetzt,  sodass  sich  eine  Summe 
von  31/2  Millionen  L.  ergab.  Durch  die  neuerliche  Ent- 
lastung der  Grund-  und  Hausbesitzer  nach  §  69  vermin- 
derten sich  die  Mehreinnahmen  bis  auf  3,2  Millionen  L. 
Diese  verhältnisjiiiässig  geringe  Ziffer  könnte  befremden, 
sie  wird  aber  erklärt  aus  dem  Zeitverlust,  der  durch  Be- 
richtej,  Beschwerden  u.s.w.  entsteht,  sodass  bis  zum  31. 
März  19 10  nicht  die  der  Erhöhung  entsprechende  Sum- 
me einkommen  würde;  die  Einnahmen  für  1910/fi  wur- 
den mit  6^  Millionen  L.  erheblich  höher  eingeschätzt. 

Der  fünfte  Teil  des  Finanzgesetzes  beschäftigt  sich 
mit  der  Erhöhung  beziehungsweise  Neuregelung  der  be- 
stehenden Stempelsteuern.  Zunächst  sind  bei  Eigentums. 
Übertragungen  doppelt  soviel  Stempel  (§  73,  (52))  zu  ent* 
werten;  wie  bisher|,  vorausgesetzt,  dass  der  Kaufgegen- 
stand über  fünfhundert  Pfund  wert  ist;  für  Effekten  und 
Obligationen  gelten  diese  Bestimmunigen  jedoch  nicht. 
Verdoppelt  werden!  auch  die  Stempelsteuern  für  die  nach 
denselben  Grundsätzen  zu  behandelnden;,  schenkungswei- 
sen Eigentumsübertragungen  unter  Lebenden;  doch  sind 
Scheiikuhgen  an  gemeinnützige  Anstalten  dieser  Vor- 
schrift des  §  74  (53)  nicht  unterworfen.  Auch  die  Stem- 
pelsteuern für  Pacht-  und  Mietsverträge  werden  durch 
§  75  (55)  verdoppelt.  Ebenso  ist  der  Obhgationsstempel 
von  1/2^/0  auf  lo/o  des  Nennkapitals  erhöht;  Aktien  und 
Inhaberpapiere  aber  sind  wegen  des  steten  Wechsels  des 
Eigentümers  der  Stempelsteuer  nicht  unterworfen;  aus- 
genjommen  sind  auch  die  kiolonialen  Staats-  imd  Kom- 
mun,alpapiere  (§  76). 

Ganz  neue  Sätze  söUen  für  die  Versteuerung  von 
Schlussnoten  (dontract  notes)  gelten.  Die  eine  Art  voii 
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BörsenumsaUsteuer  bildenden  Schlussnotenstempel  betru- 
gen bisher  einen  Penny  bei  Objekten  bis  loo  L.  und 
I  sh.  über  loo  L.  Sie  werden  in  der  Bill  einer  pro- 
pressiven  Besteuerung  unterworfen.  Die  im  ersten  Ent- 
wurf vorgeschlagene  Aibstufung  ist  herabgesetzt  worden : 
es  haben  zu  zahlen  nach  dem 

I.  Entvyurf.  II.  Entwurf. 

5  L.  -    100  L.  =  6  d. 
100  L.  -    500  L.       1  sh. 
500  L.  -  1000  L.  =  2  sh. 
1000  -  2000  L.  ^  4  sh.         1000  -  1500  L.  =  3  sh. 
2000     3000  L.     6  sh.         1500  -  2500  L.  =  4  sh. 
je  2  sh.  für  je  von  da  ab  für  je 

laOO  L.  2500  L.  je  2  sh.  mehr 

also 

20,000  L.  =  2  L.  über  20.000  L.  =  1  L. 

Nach  dem  endgültigen  Entwurf  ist  also  i  L.  die 
Höchstgrenze!,  während  eine  solche  nach  dem  ersten  Ent- 
wurf nicht  bestand. 

Verlängernde  Schlussnoten  (cxmtinuation  notes),  die 
an  sich  aus  den  Gesichtspunkten  des  Verkaufs  wie  des 
Erwerbs  zu  versteuern  wären^  unterliegen  der  einmaligen 
höchsten  Versteuerung.  Eine  gemeinsame  Schlussnote 
über  mehrere  Geschäfte  ist  nach  dem  Inhalte  mehrfach 
zu  versteuern.  Die  Ausstellung  von  Schlussnoten  zum 
Zwecke  der  Versteuerung  bei  Effekten  über  fünf  Pfund 
ist  obligatorisch;  ursprünglich  bezog  sich  dies  auch  auf 
Geschäfte  von  Börsenmitgliedem  untereinander,  die  aber 
durch  Untersektion  i  des  §  78  freigegeben  worden  sind. 

Verträge  über  Prämiengeschäfte  unterliegen  nur  der 
halben  Stemi)elgebühr,  während  die  andere  Hälfte  bei 
Ausführung  und  Ueberreichung  der  Schlussnote  fällig  ist 
(§  79)y  ^^^^  Vereinfachung  des  ersten  Entwurfes,  der  in 
beiden  Fällen  den  ganzen  Stempel  verlangte,  ihn  ein- 
inal  aber  zurückzahlet  ^wollte. 
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Die  Zahlung  der  Steuer  geschieht  wie  bei  allen  Stc^n- 
pelsteuern.  Bei  den  Schlussnoten  hat  der  Aussteller  die 
Stempel  zu  entwerten. 

Die  MehreinJnahmen  infolge  der  Revision  der  Stem- 
pelgebühren wurden  zunächst  auf  650,000  L.  geschätzt^ 
verminderten  sich  dann  um  50,000  L.  infolge  der  Zuge- 
ständnisse der  Regierung  in  der  Kommissionsb^ratung 
und  wurden  dann  im  revidierten  Etat  um  300,000  L. 
höher  angesetzt!,  sodass  mit  900,000  L.  Mehreinnahmen 
aus  Stempelsteuern  zu  rechnen  wäre. 

Der  sechste  Teil  der  Bill  behandelt  den  Tcczoll  und 
gev/isse  Zuschlagssteuem  zu  bestehenden  Verbrauchsab- 
gabenj,  Bestiinmungen,  die  der  alljährlichen  Bewilligung 
unterliegen  und  daher  in  jeder  Finanzakte  vorkommen. 
Die  Abgabenl,  Zölle  und  inneren  indirekten  Steuern 
werden  in  den  betreffenden  Paragraphen  ungetrennt  be- 
handelt. 

Von  den  Zöllen  nun  wird  zunächst  der  Teezoll  (§ 
80  (66) )  zu  5  d.  für  das  Pfund  Tee^  d.h.  zum  alten  Satz, 
bis  zum  I.  Juli  19 10  vorgeschlagen;  der  TeezoJl  wurde 
näinlich  bis  zum  i.  Juli  1909  noch  auf  Grund  der  Fi- 
nanzakte 1908  erhoben. 

Das  dritte  Verzeichnisi,  „Alkohole"  (spirits)  in  zwei 
Teilen  ist  für  die  Zwecke  der  folgenden  91.  (61.)  Klau- 
sel angefügt,  und  zwar  für  deren  Zollbestimmungen.  Da- 
nach ist  für  die  Gallone  gewöhnlicher  trinkbarer  und 
alkoholhaltiger  Flüssigkeiten  ein  Zusatz2oll  von  3  sh.  9  d, 
für  Parfüms  von  6sh.,  für  die  übrigen  Alkohole  von 
5  sh.  I  d.  zu  zahleni,  die  „i^^peri^l  gallon"  zu  4,5436  liter. 
Aehnliche  Erhöhungen  treffen  die  Einfuhr  von  Aethcr, 
Aethyleni,  Chloroform,  Collodium  und  Chloralhydraten, 
(Untersektion   i  und  2^  §  81). 

Eingeführtes  Bier  jeder  Art  hat  ebenfalls  einen  Zu- 
satzzoll von  j  sh  bezw,  i  sh.  2d.  für  das  Barrel  (36  gal- 
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Ions  =  i66  Liter)  von  1215O  bezw.  über  1215O  zu  zahlen. 

Neue  Zollsätze  werden  eingeführt  für  importierten 
Tabak,  die  von  3  sh.  8  d.  für  das  Pfund  nicht  entrippten 
Tabaks,  früher  waren  es  hier  3  sh,  bis  zu  7  sh.  für  Zi- 
garren steigen  (Verzeichnis  4  Teil  i);  es  handelt  sich 
um  eine  17 -250/0  ige  Erhöhung  gegenüber  den  alten  Zoll- 
sätzen. Dementsprechend  sind  aber  auch  die  RückzoU- 
vergütungen  bei  verarbeitetem  Tabak  um  etwa  20^/0  er- 
höht worden. 

Gdüciz  neu  ist  der  Zoll  von  3  d.  auf  die  Gallone  Mo- 
torbrennstoff das  ist  nach  unserem  Gelde  etwa  ^\/2'Pig. 
für  ein  Liter.  Als  Motorbrennstoff  wird  Kohlenwasser- 
stoff unid  jede  Verbindung  desselben  angesehen. 

Neben  den  genannten  Erhöhungen  gewisser  Zoll- 
sätze laufen  Erhöhungen  der  Sätze  für  innere  indirekte 
Besteuerung  derselben  Artikel  her.  Die  Steuer  für  ein- 
heimische Spirituosen  wird  durch  §  81  Untersektion  3 
um  3  sh.  9d.  auf  i4sh.  9d.  für  die  Gallone  heraufgesetzt. 

Andererseits  werden  die  Ausfuhrvergütungeri  (draw- 
backs)  für  ausgeführtes  Bier  erhöht  und  zwar  um  3  d. 
auf  36  Gallonen!,  so  dass  im  ganzen  vier  Schilling  auf 
die  genannte  Menge  Bier  vergütet  werden. 

Erhöht  werden  die  Sätze  der  Finanzakte  1908  für 
das  Pfund  irischen  Tabak  von  2  sh.  10  d.  bezw.  3  sh. 
2  d.  bei  rohem  und  3  sh.  6  d.  bei  verarbeitetem  Tabak 
auf  3  sh.  6d.  ,bezw.  3  sh.  iid.  und  4  sh.  8  d';  also  eine 
bis  zu  24  0/0 ige  Erhöhung.  Vom  i.  Januar  19 10  ab  sollen 
diese  Sätze  auch  für  in  Grossbritannien  gebauten  Ta- 
bak gelten!^  wo  Tabakbau  bis  dahin  verboten  war;  dort 
ist  auch  eine  jährliche  Konzessionsgebühr  von  5  sh.  zu 
zlahlen!. 

Englischer  Motorbrennstoff  unterliegt  ei^er  Akzise 
in  derselben  Höhe  wie  importierter  einem  Zoll,  d.h.  3  d. 
für  die  Gallone;  Ausfuhrvergütung  im  Betrage  der  gan- 


zen  vorherigen  'Abgabe  ist  in  Klausel  84  geg'enüber  Klau- 
sel 64  des  ersten  Entwurfs  fortgefallein.  Für  die  Her- 
stellung bezw.  den  Verkauf  von  Motorbrennstoff  ist  eine 
Lizenzgebühr  von  i  L.  bezw.  5  sh.  viorgesehen^  die  nach 
der  revidierten  Ausgabe  der  Finapzbill  für  Kleinhändler 
fortfällt. 

Der  ganze  gezahlte  Betrag  von  Zoll  oder  Akzise  auf 
Motorbrennstoff  ist  zurückzuerstatten^  wenn  der  ,,motor- 
spirit"  für  andere  als  Aütomobilzwecke  benützt  wird,  die 
Hälfte^  wenn  es  sich  um  Last-  oder  Gesc'häftsautomobile, 
Automobildroschken  und  dergleichen  uild  Arztwagen  han- 
delt; doch  gilt  dies  nur  bei  einem  halbjährlichen  Ver- 
brauch von  mehr  als  sechis  Gallonen. 

§  86  (66)  beschäftigt  sich  mit  Automobillizenzen.  Pri- 
vatmotor\vagen  zahlten  bisher  nach  dem  Gewicht  Lizen- 
zen von  zwei  bis  sieben  Guineen^  Motorräder  15  Schil- 
ling bis  3  L.  18  sh.  Von  nun  an  soll  es  nach  Pferde- 
kräften gehen  —  für  Räder  sind  stets  i  L.  zu  entrichten 
— ,  und  zwar  zahlen  Wagen,  bis  zu  61/2  P.K.  zwei  Guineen, 
stärkere  Wagen  3-42  Guineas.  Dabei  ist  zu  beachten', 
dass  die  Gebühren  für  sogenannte  mittlere  Wa^en  ver- 
hältnismässig nicht  so  sehr  steigen^  während  die  star- 
ken Wagen  von  40  Pferdekräften  an  einer  sich  gewaltig 
steigenden  Gebühr  unterworfen  sind.  Ein  Abzug  in  Höhe 
von  einhalb  der  gezahltem  Abgabe  wird  praktischen  Aerz- 
ten  gewährt.  Mitglieder  der  Armeeautomobilreserve^  ei- 
ner etwa  unserem  Freiwilligen  Automobilkiorps  entspre- 
chenden Truppe^  können  für  die  Zeit  der  Indienststellung 
ihrer  Wagen  entsprechende  Abzüge  machen.  Ganz  frei 
sind  Feuerwehr-  und  Ambulanzautomobile,  sowie  Kraft- 
wagen reisender  Ausländer. 

Der  erste  Voranschlag  hatte  mit  1,6  Millionen  L. 
Mehreinnahmen  infolge  der  neuen  Alkoholsteuern  gerech- 
net; im  endgiltigen  kehren  aber  nur  die  400,000  L,  die 
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aus  Zöllen  konrnien.  soUen^  unverändert  wieder.  Die  AI 
koholakzise  wird  infolge  der  Abnahme  des  Whiskyver- 
brauches 0,8  Millionen  weniger,  also  ebenfalls  nur  400,000 
L.  erbringen.  Die  Motorbrennstoffbesteuerung  wird  un- 
verändert 340-000  L.,  die  Abgaben  von  Tabak  1,9  Mil- 
lionen ergeben.  Die  Einnahmen  aus  der  Konzessions- 
steuer für  Automobile  werden  auf  26oj,ooo  L.  geschätzt, 
sodass  insgesamt  die  Mehreinnahmen  aus  Zöllen  und  in- 
neren indirekten  Steuern  (customs  and  excise)  3,3  Mil- 
lionen L.  betragen  sollten,. 

Die  Para^aphen  87  -91  (der  siebente  Teil)  beschäf- 
tiigen  sich  hauptsächlich  mit  Bestimmungen  über  die  Km- 
pfangsstellen  gewisser  Gelder  und  Einnfihmen.  So  sol- 
len in  Zukunft  die  sämtlichen  Erträge  neuer  Lizenzen 
direkt  dem  Schatzamt  eingezahlt  werdenj,  mit  wenigen  Aus- 
nahmenj,  die  den  Lokalbehördein  verbleiben.  Diese  erhal- 
ten dagegen  einen  Betrag  gleich  dem  Ertrage  der  bisheri- 
gen Kraftfahrzeugli2aen:zien,  desgleichen  den  bisherigen  Be- 
trag der  Schanikkonzessionssteuern:  wieder  ^erausgezahlt, 
sodass  sie  um  nichts  schlechter  gestellt  sind  (§§  87  und  88). 

Die  Ausdehnung  der  Automobilhzenzsteuer  auf  Ir- 
land macht  Bestimmungen  für  die  Einziehung  nötig. 
Die  Steuern  werden  von  den  Grafschaftsräten  erhoben 
und  an  da3  Schatzamt  eingezahlt. 

Die  Reinerträge  der  Steuern  und  Zölle  auf  Motor 
brennstoff  und  der  nicht  den  Lokalbehörden  überlassenen 
Lizeruzabgaben  sind  in  Zukunft  vom  Schatzamt  auf  eine 
besoindere  Rechnung  des  „road  improvement  fund"  (Stras- 
senbesserungsfonds)  nach  Klausel  90  ajbizuführen. 

Bis  hierhin  deckt  sich  der  letzte  Entwurf  ganz  mit 
dem  ersten  Voranschlag.  Die  Beratungen  haben  noch  ei- 
ne neue  Bestimmung  gezeitigt,  dass  nämlich  der  halbe 
Reinertrag  der  Bodensteuem  einem  besonderen  unter  dem 
Schatzamt  stehenden  Konto  zu  Gunsten  der  Kommunen 
zugeführt  werden,  soll. 
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Die  Klausel  71  der  Bill  vom  27.  Mai  und  Klausel 
92  des  Entwurfs  vom  8.  November  1909  behandeln  die 
Regelung  des  Staatsschuldendienstes  im  Rechnungsjahr 
1909/10. 

Eine  Tilgung  der  Staatsschuld  erfolgt  in  jährlich  wech- 
selnder Höhe  aus  dem  „alten  Tilgungsfonds"  (old  Sin- 
king  Fund),  so  werden  die  IJeberschüsse  jedes  Finanz- 
jahres bezeichnet  ,und  dem  „neuen  Tilgungsfonds".  Die- 
ser wird  gebildet  aus  den  durchschnitthch  5-6,  1908/09 
sogar  8  Millionen  L.  betragenden  Ersparnissen  der  „Fi- 
xed  Debt  Charge"  in  Höhe  von  28  Millionen  L.,  die 
nach  der  „Sinking  Fund  Act"  jährlich  zum  Dienst  der 
Staatsschuld  verwandt  werden  sollten.  Auch  diese  Summe 
hat  geschwankt,  nach  oben  wie  unten,  aber  immer  auf 
Grund  gesetzlicher  Bestimmungen.  Während  des  südafri- 
kknischen  Krieges  war  die  „Fixed  Debt  Charge"  auf 
25  Millionen  L.  gesunken,  sie  betrug  dagegen  1907  so- 
gar 291/2,  1908/09  wieder  28  Millionen  L. 

Eine  Aenderung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
den  Schuldendienst!,  der  wie  gesagt,  in  den  letzten  Jah- 
ren grosse  Ersparnisse^  bis  zu  8  Millionen,  gegenüber  der 
verlangten  Summe  gemacht  hatte,  war  also  nichts  Neues. 
Der  erste  Entwurf  setzt  die  28  ,MilHonen  auf  25  und 
die  Bill  vom  8.  November  1909  diese  25  Millionen  auf 
24I/2  Million  L.  herab. 

Der  neunte  und  letzte  Teil  der  Bill  spricht  die  selbst- 
verständliche Kompetenz  der  alten  Bestimmungen  über 
Zoll  und  Akzise  auch  für  die  durch  die  Bill  geschaffenen 
Veränderungen  aus. 

Die  bezüglich  Veranlagung  und  Einziehung  der  neu- 
en Steuern  von  den  betreffenden  Behörden,  Schatzamt, 
Steuerbehörde!,  Zoll-  und  Ak^isenbehörde,  zu  entwerfen- 
den Ein;5elbestimmungen  sollen  dem  Parlament  vorgelegt 
werden  (§  94);  diese  Vorschrift  ist  im  ersten  Entwürfe 
noch  glicht  enthalten.^ 
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Die  letzte  Klausel  96  (74)  zählt  die  auch  in  Zukunft 
anzuwendenden  Gesetze  bezüglich  der  Staatseinnalmien  auf 
und  gibt  der  Bill  den  Namen  der  „Finance  Act"  (Fi- 
nanzgesetz) von  1909. 

Steuer-  und  Zollgesetze  pflegen  mit  Strafbestimmun- 
gen für  den  Fall  des  Zuwiderhandelns  versehen  zu  sein, 
wofern  nicht  auf  die  allgemeinen  Strafgesetze  verwiesen 
werden  kann.  Da  die  einzelnen  Teile  der  Finanzibill  1909 
bestimmten  Personen  gewisse  V erpflichtungen  auferlegen, 
so  mussten  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  \Strafbesdm- 
mungen  beigefiigt  werden,  teils  Geldstrafen;,  teils  Gefäng- 
nis (imprisonment)  androhend. 

Es  sind  zunächst  Geldstrafen  im  Höchstbetraige  von 
IG  iL",  (im  ersten  Entwurf  stets  10  L.)  in  Fällenj,  wo  jemand 
seine  Verpflichtungi,  der  Behörde  Bericht  über  Einzel- 
heiten des  Wertzuwachses  oder  Fälligkeit  der  Riickfall- 
steuer  (hier  jedoch  nur  bei  Bewtisstsein  der  Rechtswi- 
drigkeit) zu  erstatten!,  verabsäumt  (14,2;  15,3).  Dazu  kommt 
die  allgemeine  Strafandrohung  bis  zu  5  L.,  wenn  ©ine 
Person!,  die  Einkünfte  aus  Boden  werten  (als  Verpächter 
und  dergleichen)  hat,  es  unterlässt,  der  Behörde  die  ge- 
forderte Aufklärung  zu  geben^  oder  die  mit  der  Unter- 
suchung beauftragten  Steuerbeamten  vorsätzlich  daran 
hindert  (§§  261,2;  31,3). 

Sehr  hart  sind  die  Strafen  für  LizenÄhaber.  Schank- 
konzessionsinhaber und  die  Schriftführer  viQn  Vereinen 
haben  auf  Verlangen  über  den  Verbrauch  zu  berichten. 
Die  Zuwiderhandlung  unterliegt  einer  Strafe  von  20  L.^ 
bei  dem  Klubsekretär  im  Rückfall  i  Mon^t  Gefängnis, 
die  bei  wissentlich  falschen  Angaben  auf  3  Monate  Ge- 
fängnis oder  eine  Geldstrafe  bis  zu  50  L.  lauten  kann  (§§ 
44,3;    48^2;  50.) 

Verkauf  geistiger  Getränke  ohne  Lizenz  unterliegt  bei 
Brauern  und  Brennern  einer  Strafe  von  500  L.,  von 
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loo  L  für  Gross-  und  vion  50  L  für  Kleinhändler,  jede 
allgemeine  Ueberschreitung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
einer  Strafe  von  50  L. 

Die  Einführung  der  Zusatzeinkommensteuer  macht 
die  Androhung  einer  Strafe  bis  zu  50  L.  bei  Auskunfts- 
verweigerung oder  Nichtanzeige  zusatzsteuerpflichtigen 
Einkommens  nötig  (§  72^4),  die  der  Börsenschlussschein- 
besteuerung  eine  solche    von  20  L.  für  Umgehungen 

(§  78^.2).  :       '  ^ 

Wer  sich  des  Betri^g^es  im  Hinblick  auf  irgend  eine 
Bestimmung  der  Bill  bezüglich  Steuernachlass,  Rückzah- 
lung oder  Erniedrigung  schuldig  macht,  verfällt  einer  Ge- 
fängnisstrafe bis  zu  sechs  Monaten,  verbunden  mit  Zwangs- 
arbeit (hard  labour)  nach  Klausel  95. 

Rechnen  wir  nun  die  in  Folge  der  Finanzbill  1909 
erwarteten  Mehreinnahmeri^  nämlich: 


Bodensteuern               gleich  0,60  Millionen 

Lizenzsteuern  2,10 

Erbschaftssteuern  4,15  „ 

Einkommensteuern           ,,  3,20 

Zölle  und  ind.  Steuern     „  3,30  ,, 

Stempelsteuern                „  0,90  ,, 


zusammen!,  so  erhalten  wir  14,25  Millionen  L".  und  kom- 
men nach  Hinzufügung  von  200,000  L.  Postüberschüssen 
zu  einer  "Bilanz  von  1621,840,000  L.  auf  der  Einnahmen- 
und  (nach  Abzug  von  3^5  Mülionen  L.  Minderausgaben 
zu  Lasten  des  Schuldendienstes)  zu  162,469,000  L.  auf 
der  Ausgabenseite.        .  , 

Es  wäre  jetzt  zu  prüfeni,  ob  die  Finanzbill  1909  in 
finanzpolitischer  Hinsicht  den  an  sie  zu  stellenden  An- 
sprüchen entspricht,  ob  ihre  Teile  im  einzelnen  sich  ver 
treten  lassen  und  ob  und  inwiefern  den  auf  sie  gemach- 
ten Angriffen  Recht  zu  geben  ist.  In  den  Worten,  mit 
der  die  Regierung  die  Bill  gewissermassen  der  Oeffent- 
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lichkeit  übergab^  heisst  es  im,ter  anderem :  „Das  Budget 
wird  ohne  Erhöhung  der  notwendigen  Lebenskosten  oder 
Schädigung  des  Gewerbefleisses  in  diesem  und  in  künf- 
tigen Jahren  für  die  Mittel  sorgen],  die  für  die  Flotte 
und  für  soziale  Einrichtungen  benötigt  werden^  und  die 
Bodenreform  fördern". 

Es  gibt  wohl  kaum  eine  objektive  Bearbeitung  und 
Beurteilung  des  Gesetzes;  aUe  Schriften  und  Arbeiten^ 
die  über  sie  erschienen^  sind  vom  Pajteistandpunkt  ge- 
schrieben. Die  deutschen  Urteile  sind  fast  durchweg  den 
Behauptungen  der  Liberalen  und  ihrer  Unterhausmehr- 
heit, also  der  Regierungspartei,  gefolgt,  besonders  den 
Ausführungen  des  Schatzkanzlers  Lloyd  George. 

Für  das  englische  Staatswesen  war  es  unbedingt  rich- 
tiger und  hedlsamerj,  das  voraussichtliche  Defizit  nicht 
durch  Eingehung  von  Schuldeni,  —  es  hätte  sich  da  um 
die  immerhin  nicht  kleine  Summe  von  fast  350  Milli- 
onen Mark  gehandelt|,  die  etwa  als  englische  Staatsan- 
leihe aufzunehmen  gewesen  wärenj,  —  decken  zu  wollen, 
sondern  durch  Einführung  neuer  beziehungsweise  Erhö- 
hung bestehender  Abgaben;  die  Konservativen  schlugen 
allerdings  noch  einen;  dritten  Weg  vor^  die  Staatsein- 
nahmen zu  erhöhen^  und  zwar  durch  Erhöhung  und  Ab- 
änderung der  Zolltarife  gegenüber  dem  Ausland. 

Gegen  den  Grundsatz),  bei  Deckung  des  Defizits  mög- 
lichst die  direkte  Steuerform  zu  wählen!,  dagegen  unter 
Entlastung  der  breiten  Masseil  nur  in  beschränktem  Masse 
zur  indirekten  Steuer  zu  greifen,  ist  nicht  viel  zu  sagen; 
schliesslich  werden  ja  auch  die  konservativen  englischen 
Politiker  zugeben  müssen^  dass  die  Lage  der  niederen 
Klassen  der  englischen  Bevölkerung  nicht  eine  derartige 
ist,  dass  sie  verhältnismässig  grössere  Belastung  durch 
Verbrauchsabgaben  ohne  weiteres  tragen  könnte.  So  wird 
man'  es  als  ganz  glücklich  bezeichnen  können,  wenn  der 
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Entwurf  fast  9  Millionen  L.  in  Form  direkter  Steuer  von 
den  Wohlhabenden  erhebt  und  nur  etwa  51/2  Million  L. 
durch  indirekte  Abgaben  einbringt^  von  denen  noch  600,000 
L.,  die  AutojTnobillizenz-  und  Benzinabgaben,  ebenfalls  nur 
die  wohlhabenden  Kreise  treffen^  während  man  allerdings, 
wie  ich  es  auch  getan  habe,  die  über  2  Millionen  Schank- 
konzessionssteuem  infolge  der  zu  erwartenden  Abwälzung 
auf  die  Konsumenten  in  dieser  Uebersicht  den  indirekten 
Verbrauchsabgaben  hinzurechnen  mliss. 

Doch  gehen  wir  die  einzelnen  Teile  der  Bill  durch, 
betrachten  sie  erst  vom  finanztechnischen  Standpunkt  und 
berücksichtigen  dann  die  behaupteten  und  zugegebenen 
Nebenzwecke  des  Gesetzes.  Die  Herabsetzung  des  Auf- 
wandes für  den  Staatsschuldendienst  bedeutet  keineswegs 
eine  Gefährdung  desselben :  Die  Schuldentilgung'smaschi- 
ne  hat  so  prompt  und  erfolgreich  gearbeitet,  die  Schulden 
von  fast  760  Millionen  L.  im  Jahre  1903  auf  etwas  liber 
704  Millionen  am  i.  April  1909,  darunter  1906- 1909  al- 
lein um  etwas  über  401/2  Million  L  heruntergewirtschaftet, 
dass  man  eine  Herabisetzung  der  Fix3e|d  Diebt  Charge 
um  3I/2  Million  L  wohl  noch  würde  verschmerzen  kön- 
nen ;  die  Ueberschüsse  würden  entsprechend  geringer  sein, 
dies  würde  aber  bei  der  getrennten  Verwaltung  des  Fonds 
keinen  unmittelbaren  Einfluss  auf  den  allgemeinen 
Staatshaushalt  ihabeni. 

Unangreifbar  sind  auch  die  dem  Strassenbesserungs- 
fonds  zuzuführenden  Steuern;  gerade  in  den  letzten  Jah- 
ren hat  das  Automobilwesen  und  die  Automobilindustrie 
in  Grossbritannien  einen  derartigen  Aufschwung  ge- 
nommen, dass  sie  im  Stande  erscheinen,  diese  Belastung 
zu  ertragen.  Dieser  Teil  hat  auch  keine  Anfeindung  gie- 
funden.  Auch  die  kleinen  Aenderungen  in  Bezug^  auf 
Zablungen  an  die  Kommunen  sind  nicht  schwerwiegend. 
Die  Lokalverwaltungen  werden  nicht  benachteiligt^  es  han- 
delt sich  nur  um  eine  Verekifachülng  des  Betriebes. 
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Dagegen  sind  die  Zoll-  und  Akziseerhöhungen  des 
sechsten  Teiles  zusammen  mit  den  Lizenzbestinunungen 
des  zweiten  Teiles  Gegenstand  heftiger  Käjnpfe  gewesen. 
Die  Regierung  hat  ihr  Prinzip  möglichster  Vermeidung 
indirekter  Steuern  hier  wenigstens  insofern  gewahrt^,  als 
es  sich  um  AJbgaiben,  gewissermassen  nur  von  Genuss- 
mittelni,  nicht  um  eine  Belastung  zum  Lebensunterhalt 
notwendiger  Gesbrauchsmittel  handelt.  Allerdings  ist  ja  die 
Belastung  von  Tabak  und  Alkohol  in  England  höher  als 
sonst  irgendwo.  Und  bei  dem  frappierenden  Niedergang 
des  Konsums  von  geistigen  Getränken  in  den  letzten  Jäh- 
ren;, von  1899  bis  1909  um  180/0  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung in  Bier  und  vim  mehr  als  260/0  in  Spirituosen, 
—  a]lein  im  Finanzjahr  1909  selbst  hat  der  Schatzkanz- 
1er  wegen,  des  grossen  KoinsuminachlasSies^  der  sich  in 
manichen  Bezirken  auf  bis  zu  50 0/0  bei  Whisky  belaufen 
habe^  eine  50  0/0  gegenüber  seinem  ersten  Voranschlag 
betragerwie  Mindereinnahme  aus  alkoholischen  Getränk.n 
zugeben  müssenj,  .verursacht  durch  Minderverbrauch  — 
ist  es  vom  finanzpolitischen  Standpunkt  immerhin  frag- 
lich^ ob  diese  ZoU-  uwd  Steuererhöhung  geschickt  ge- 
wählt ist.  Auch  der  Tabakverbrauch  in  England  ist  in 
den  letzten  Jahrein  nicht  der  Bevölkerungszunahme  ent- 
sprecheuid  gewachsen.  Dass  ein  weiterer  Konsumrückgang 
auf  die  beteiligtenj  Industrieen^  nicht  zu  vergessen  die 
englische  Landwirtschaft,  einen  ungünstigen  Einfluss  aus- 
übt, liegt  auf  der  Han,d. 

Es  ist  vorgeschlagen  worden^  als  Gegengewicht  das 
nicht  jalkoholische  Hauptgetränk',  den  Tee^  höher  zu  be- 
lasten (es  wäre  auf  dasselbe  hinausgekommen^,  wenn  man 
die  Zuckerstcuer  wieder  eingeführt  hätte);  der  jährliche 
Teekonsum  beträgt  mehr  als  das  fünffache  desVerbrauchs 
an  Kakäo  und  fast  das  zehnfache  des  Kaffeeverbrauchs. 
Dies  war  ein  mit  Rücksiclit  auf  die  finanziellen  Folgen 
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vielleicht  garuz  annehmbarer  Vorschlag.  Aber  der  Schatz- 
kanzler hatte  oft  betont^^  dass  bei  der  Abfassung  des  Ge- 
setzes nicht  aüein  solche  Rücksichten  mitgesprochen^  dass 
man  auch  die  Förderung  der  Volksgesundheit  in  Be- 
tracht gezogen  hätte.  Vielleicht  ist  es  deswegen  interes- 
sant^ die  Feststellungen  im  H.  W.  d.  St.  über  den  Kon- 
sum in  geistigen  Getränken  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
in  Litern  1896  und  1903  bezw.  1907  hier  wiederzugeben: 


Bier 

W 

ein 

Branntwein 

2US. 

1896 

1907 

1896 

1903 

1896 

1907 

bezw.  1901 

bezw. 

1903 

Deutsches  Reich 

117,0 

118,0 

5,7 

Trinkb. 

3,8 

1,12 

Gewerbl. 

Zweck 

1,5 

Grossbritannieir 

uud  Irland 

145,0 

131,8 

1,7 

1.7 

2,8 

2,43 

3,2 

Der  Älkoholverbrauch  auf  deA  Kopf  der  J3evölkerung 
in  England  steht  aber  nicht  nur  hinter  dem  deutschen 
zurück,  sondern  auch  hinter  Oesterreich-  Ungarn,  Frank- 
reich, Schweiz^  Italien,  Belgien,  Diänemark,  und  nur  in 
Holland  und  den  skandinavischen  Reichen  ist  er  gerin- 
ger. Hauptgetränk  aber  ist  in  England  das  Bier^,;  nicht 
Bra;nntwein,,  ^ 

Im  engen  Zusammenhang  mit  dieser  Mehrbelastung 
von  Bier,  Branntwein  und  anderen  Alkoholen  steht  auch 
die  erhöhte  Lizen^steuer.  Wenn  man  auch  nicht  wahr 
haben  wülj,  dass  auch  diese  wieder  eine  indirekte  Steuer 
wird,  insofern  als  die  Konzessionsinhaber  ihre  Mehrko- 
sten wieder  auf  den  Konsumenten  abwälzen  werden  und 
müssen  —  denn  ein  allgemeines  Steigen  der  Bier-  und 
Branntweinpreise  könnte  nicht  verhindert  werden 
sondern  sie  als  direkte  Steuer  von  Monopolgewinn  be- 
trachtet!, so  ist  auch  sie  njichts  weiter  als  eine  neue  Be- 
lastung des  Handels  mit  geistige^  Getränken;  im  Un- 
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terhaus  schion  hat  sich  die  Regierung  zur  Abändejung 
und  Milderung  der  grössten  Härten  verstehen  müssen. 
In  finanizi eller  Hinsicht  gilt  hier  wohl  dasselbe  wie  bei 
den  Zoll-  und  Aikzisenerhöhungen. 

Unbestreitbar  erscheint  eine  Steuerbelastung  berau- 
schender Getränke  auf  den  ersten  Blick  noch  als  die 
sympathischeste  indirekte  Steuer.  Ob  sie  aber  in  Eng- 
land in  derartiger  Höhe  angebracht  ist,  wo  aus  ihr  ge- 
genwärtig, also  1908/09,  ganze  29,40/0  der  gesamten,  fast 
125  MiUionen  L.  betragenden  Staatseinnahmen  aus  di- 
rekten und  indirekten  Abgaben  gezogen  werden,  während 
Frankreich  1904  nur  140/0,  Oesterreich  -  Ungarin  15  0/0 
und  Russland  23^70/0  der  gesamten  Staatsteuer-  und  ZoU- 
eininahmen  aus  Spdrituosen-  und  Bierbesteuerung  nehmen, 
ist  vielleicht  noch  die  Frage;  übrigens  marschiert  Eng- 
land auch  in  Bezug  auf  die  Kopfrate  weit  an  der  Spitze^ 
übertrifft  beispielsweise  Deutschland  um  das  Vierfache. 

Dagegen  erscheint  durchaus  vernünftig  die  Erhö- 
hung bezw.  Neueinführung  von  Stempelsteuern.  Diese 
Form  der  Besteuerung  des  Umsatzes  trifft  mit  Recht  in 
erhöhtem  Masse  die  Umsätze  von  mobilem  Kapital.  Ge- 
gen die  Verteuerung  des  Umsatzes  von  Landbesitz^  des 
„free  trade  in  land  values",  haben  sich  Stimmen  erhoben, 
und  es  wäre  nicht  unmöglich^,  dass  auf  die  Dauer  die 
erhöhte  Steuer  einen  nachteiligen  Einfluss  ausübt,  ich 
glaube  aber  nicht  recht  daran,  wie  ja  auch  der  seit 
einem  Jahre  in  Deutschland  analog  zu  zahlende  Reichs- 
stempel kaum  eine  Verminderung  der  Umsätze  herbei- 
geführt hat.  In  der  ersten  Hälfte  des  Finanzjahres  hatte 
jedenfalls  die  Aussicht  auf  dii.^  in  der  BiU.  gebrachten 
Aenderungen  noch  nicht  ungünstig  gewirkt,  denn  in  sei- 
ner revidierten  Budgetschätzung  konnte  der  Schatzkanz- 
ler fast  eine  Million  L.  weiterer  Mehreinnahmen  feststellen. 
Der  reine  Börsenverkehr  wird  nicht  beunruhigt^  da  Ge- 
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Schäfte  der  Börsenibesucher  untereinaaider  der  sonst  ob- 
ligatorischen 'Ausstellung  von  Schlussscheinen  nicht  be- 
dürfen. Bei  etwa  zehn  Millionen  Pfund  bisherig^er  Ein- 
nahmen aus  Stempeln^  Stempelgebühren  u.s.w.  bringt  die 
Bill  mit  ihren  Mehreinnahmen  eine  etwas  über  150/oige 
Erhöhung^.Die  konservative  Partei  und  die  sich  vielfach 
zu  ihr  hinneigenden  Börsen-  und  Finanzkreise  hiben  war- 
nend ^uf  eine  bevorstehende  Massenauswanderung  eng- 
lischen Kapitals  hingewiesen  (verursacht  durch  diese  Ka- 
pitalsbelastung in  Verbindung  mit  den  anderen  neuen  Ab- 
gaben), ob  aber  ein  derartiges  xALÜsserlandesgehen  engli- 
schen Kapitals  in  schädlichem  Umfang  tatsächlich  statt- 
findet, könnte  nur  die  Zeit  lehren;  dasselbe  Argument 
wurde  übrigens  auch  bei  Einführung  der  Reichsbörsen- 
steuer  vorgebracht.  Pas  englische  Kapital  könnte  die  vor- 
geschlagenen Erhöhungen  sicher  mit  Leichtigkeit;  tragen. 

Dasselbe  ist  auch  wohl  von  der  Einkommensteuer 
zu  sagen.  Ich  halte  diese  Form  der  Besteuerung  vielleicht 
für  die  gerechteste;  voni  dem  Einkommenj,  das  der  Staats- 
bürger unter  dem  Schutze  der  Gesetze  und  Einrichtun- 
gen seines  Staates  bezieht,  muss  er  den  zur  Aufrecht- 
erhaltung des  Gemeinwesens  erforderlichen  Prozentsatz:  ab- 
füliren.  Die  vorgeschlagene  Elrhöhung  der  Steuer  um  ein 
Sechstel  ist  von  den  Konservativen  des  Unterhauses  hef- 
tig angegriffen  worden;  mit  der  von  ihnen  zugegebeaen 
Erhöhung  um  ein  Zwölftel  wollte  sich  aber  die  Pvegierung 
nicht  zufrieden  geben.Die  bisherige  5  0/0 ige  Staatseinkom- 
mensteuer in  England  ist  in  Anbetracht  der  hohen  Kom- 
munalabgaben übrigens  nicht  gerade  als  niedrig  zu  be- 
zeichnen; beträgt  doch  in  Deutschland^  während  eine 
Reihe  anderer  Staaten^  darunter  Frankreich;  überhaupt 
keine  Einkommensteuer  kennen^  die  als  Steuer  der  Ein- 
zelstaaten bekannte  Einkommensteuer  erst  in  neu3rer  Zeit 
annähernd  50/0  (in  Preus&en  sind  4,80/0  das  Maximum). 
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Der  Einwandp  man  solle  die  Erhöhung  der  Einkommen- 
sleuer  für  ganz  ausserordentliche  Zeitläufte^  wie  Kriegs- 
zeiten, und  dergleichen,  vorbehalten  (so  nannte  einst  Rit- 
chie  die  Einikomm6nsteuer  „eine  Art  fiskalischer  Reser- 
ve")j  wie  es  bisher  ja  auch  gehalteinj  wurde,  zuletzt  zur 
Zeit  des  Burenkrieges  durch  Sir  M.  Hicks  -  Beach^  hat 
vielleicht  auch  Wahres  ani  sich.  Jedenfalls,  wo  das  Geld 
eben  herbeigeschafft  werden  musste  und  eine  Traii- 
reform  für  die  Mehrheit  des  Unterhauses  nicht  in  Frage 
kajn^  ist  picht  eben  viel  gegen  die  vorgeschlaig^eme  Er- 
höhung der  Einkiommensteuer  m  sa,gein;. 

Wie  man  in:  maAchem  Neuen^  das  die  Finanzbill 
bringt,  deutlich  kbntinemtale  Einflüsse  beobachten  kann, 
so  auch  in  der  Einführung  der  „supertax".  Diese  kommt 
in  gewisser  Hinsicht  einer  Ergärtzun'gssteuer,  wie  wir  sie 
in  Preussen  haben^  gleich.  Einkommen  von  über  5000  IJ., 
also  etwa  101,000  Mark,  werden  nur  in  Ausnahmefällen, 
die  zu  berücksichtigen  keine  Veranlassung  vorliegt^,  wirk- 
lich „erarbeitet"  (earned  inaomes)  sein,  soodern  mehr 
oder  minder  Renteneinkommen;  übrigens  wird  die  Zahl 
dieser  Zensiten  auf  etwa  zehntausend  und  ihr  Gesamt- 
einkommen auf  über  121  Millionen  L.,  also  fast  2 1/2  Mil- 
liarde Mark,  geschätzt;  die  höhere  Besteuerung  solchen 
Einkommens  ist  wohl  überall  als  berechtigt  anerkannt 
und  auch  einsichtige  konservative  englische  Politiker  wer- 
den sich  dem  nicht  verschliessen  können.  Ausserdem  ist 
in  der  Zusatzsteuer  auch  eine  Art  von  Progression  ge- 
schaffeni,  deren  bisheriges  Fehlen  man  als  einen  Mangel 
der  englischen  ^^^jncome  tax"  bezdchnet  hat.  Dass  man 
ferner  den  Satz  von  i  sh  2  d  auf  i  L".  von  solchen  Ren- 
teneinkommen uneingeschränkt  erhebt;  während  man  bei 
erarbeitet en  Einkommen  nur  9d  dnzieht^^  ist  eine  voll- 
kommen zu  büligende  Massnahme.  Auch  die  Aufhebung 
von  Steuererleichterungen  iür  Engländer^  die  ihren  Wohn- 
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sitz  nicht  ifi  Grossbritaiiiiien  und  Irland  haben^  ist  ganz 
berechtigt,  wenn  man  die  grosse  Zahl  derer  bedenkt, 
die  der  billigeren  Lebensverhältnisse  halber  ihren  Wohn- 
sitz auf  dem  Kontinent  gentommen  haben.  Ueber  dia  Be- 
günstigung kinderreicher  Familien  erübrigt  sich  wohl  zu 
sprechen;  sie  ist  durchaus  berechtigt  und  angebracht. 
Im  übrigen  ist  sie  eins  der  Hauptmittel  der  Regierung 
gewesen^  hjeben  der  Bevorzugung  kleiner  Wohnstellen 
und  Landwirtschaften^  um  das  Budget  volkstümlich,  um 
es  zu  „The  Peiople's  Budget"  zu  machen.  Das  Verhältnis 
der  Einnahmen  aus  den  Einkommensteuern  auf  Grund  der 
FinanzbiU  zu  der  gesamten  Abgabeneinnahme  würde  27,1 : 
100  betragen^  also  der  Prozentsatz  des  Vorjahres  mit 
26,9:100  und  des  Fiskaljahres  1906/07  mit  26^5:100  nur 
unerheblich  überschritten  werden.  (Das  Verhältnis  zur  Ge- 
samteinnahme im  Jahre  1907/08  war  allerdings  imr  24^9 
zu  100,  iafolge  der  zusammen  fast  zehn  MiUitonen  Pfund 
betragenden  Mehreinnahmen  aus  inneren  indirekten  Steu- 
ern und  Erbschaftssteuern,  während  für  19 10  das  Ver- 
hältnis über  27:100  betragen  würde,  da  die  Mehreinnah- 
men hier  auf  5  -  6  Milhonepi  L.  statt  nur  3,2  Millionen 
gesichätzt  werden). 

Wie  die  Einkommensteuern  die  kleinsten  Einkom- 
men freilassen,  die  mittleren  dann  einer  Steuer  unter- 
werfen und  die  grossen  und  grössten  in  gradueller  Stei- 
gerung heranziehen,  so  wenden  sich  auch  die  vorgeschla- 
genen Veränderungen  der  bestehenden  Erbsteuern  am  die 
Adresse  der  mehr  bemittelten  Kreise.  Es  ist  klar,  dass 
ein  Budget,  das  erst  Hinterlassenschaften  von  über 
100,000  Mark  einer  erhöhten  Besteuerung  (estate  duty) 
unterwirft  und  den  höchsten  Satz  der  Erbanfallsteuer 
erst  bei  Vermögen  von  über  300,000  Mark  anwenden  will, 
eine  gewisse  Volkstümlichkeit  geniesst.  Die  vorgebrach- 
ten Gründe  für  und  geg:en  entsprachen  im  wesentlichen 
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de.!i\  was  im  Deutschen  Reichstage  1908/09  bei  der  Reichs- 
finanzreform über  die  geplante  Erb  anfallsteuer  und  die 
H'eranJziehung  von  Deszendenten  und  Ehegalten  zur  Erb- 
schaftssteuer gesagt  wurde,  die  dann  ja  auch  von  den 
rechtsstehenden  Parteien  und  dem  Zentrum  abgelehnt  wur- 
den. Zu  erwähnen  wäre  hier  vielleicht  auch',  dass  im 
April  19 IG  vom  Senat  der  französischen  Republik  eine 
Erhöhung  der  bestehenden  Erbschaftssteuern  bis  auf 
300/0  bezw.  500/0  abgelehnt  worden  ist.  Ueber  die  hier 
wie  dort  vorgebrachte  Gefährdung  des  Familiensinnes 
kann  man  wohl  hinweggehen.  Härten  zu  mildern,  ist  der 
Behörde  durch  ihre  weitreichenden  Vollmachten  in  die 
Hand  gegeben.  Wenn  im  Deutschen  Reiche  die  Mehr- 
heitsparteien auch  die  verhältnismässige  Geringfügigkeit 
der  geplanten  Steuersätze  zugeben  Idonnten',  so  hatte  von 
ihrem  Standpunkte  aus  ihr  „principiis  obsta"  schon  ei- 
nige Berechtigung'^  wenn  sie  auf  die  Entwickelung  der 
englischen  „Death  duties"  allein  von  1894  an  hiriblickten. 
Vor  Sir  William  Haroourt's  Reform  betrugen  die  eng- 
lischen Erbsteuern  etwas  weniger  als  10  Millionen  L., 
durch  seine  Neuerungen  um  mehr  als  die  veranschlaglcu 
4  Millionen  L.  erhöht^  hatten  sie  im  Jahre  1909  infolge 
des  Finanzgesetzes  1907  die  Höhe  von  neunzehn  Mil- 
lionen L.  erreicht  und  werden  nach  der  Regierung  eige- 
ner Rechnung  in  ein  paar  Jahren  261/2  Millionen  L.  be- 
tragen. Wenn  man  dagegen  nach  den  natürlich  nur 
schätzungsweisen  Berechnungen  die  auffallend  geringe 
Vermehrung  des  Nationalrcichtums  in  Grossbritanhien 
vergleicht,  so  versteht  man  den  Widerstand,  den  gerade 
dieser  Teil  der  Bill  erfahren  hat.  Unzweifelhaft  ist  der 
Besitz  in  England  ganz  anders  verteilt  als  bei  uns  im 
Deutschen  Reiche.  Wir  kennen  nicht  eine  derartige  Klas- 
se von  Reichen,  die  ohne  eigentlichen  Beruf,  es  sei  denn 
als  Politiker,  nur  der  Verwaltung  des  Vermögens  leben; 
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selbst  unser  vielges.chmähter .  preussischer  GTOssgrujidb.e-'' 
sitz  arbeitetj,  denn  er  bewirtschaftet  sich  selbst,  währerid 
in  England  der  grösste  Teil  des  Grossgrundbesitzes  y er- 
pachtet ist.  Insofern  wird  man  eine  erhöhte  Steuerbela- 
stung nur  billigen  können  und  der  Begünstigiing  der  klei- 
nen Vermögenj  bis  zu  150,000  bezw.  100,000  Mark  nur 
das  Wort  reden  (obwohl  auch  hier  die  Grenze  wohl  noch 
etwas  reichlich  hoch  gegriffen  ist),  um  den  Sparsinn  nicht 
zu  schädigen  und  die  Bildung  eines  besitzenden  Klein-  ; 
bürger-  und  Bauerntums  zu  begünstigen,  an  denen  es  in 
England  entschieden  fehlt.  Hinwiederum  hat  aber  dfie : 
gar  zu  hohe  Steuerbelästung  —  bis  zu  1/4  der  Hinter- 
lassemschaft^  wie  wir  \yohl  wissen,  bei  Vermögen,  von 
über  20  Millionen  Mark^  während  in  Frainkreich  der  hoch-, 
ste  Satz  20;,50/o  beträgt  —  ihre  Schattenseiten.  Bei  mo- 
bilem Kapital  hätte  die  Entrichtung  der  Steuer  keinem 
besonderen  Schwierigkeiten.  Anders  nun  aber  bei  Gross-- 
betrieben;  wie  Rhedereien,  Handlungshäusetn.  Hier  stÖsst;, 
eine  bis  zu  einem  Viertel  gehende  Steuerbelästung  ent- 
schieden schon  auf  Schwierigkeiten.  Wenn  man  auch  gar 
nicht  dab  Bestehen  und  die  Berechtigung  allzu  grosser 
Vermögen  verteidigen  will),  —  die  Person  des  Erben, 
ob  er  nun  1 2  Millionen  oder  nur  9  Millionen  erbt,  tritt, 
auch  ganz  in  den  Hintergrund  —  so  ergibt  sich  meiner 
Ansicht  nach  doch  eine  Gefährdung  des  Nationalreich- 
tums durch  eine  so  starke  Inanspruchnahme  grosser  pri- 
vater Vermögen  durch  den  Staat;  ob  diese  in  Form  ei- 
ner Beteiligung  des  Staates  an  den  Untemehmenj,  oder 
durch  Versicherungen  oder  Aufnahme    von  Darlehn  ge- 
schieht, ist  an  sich  nebensächlich.  1907/08  und  1908/09 
betrug  die  Zahl  der  grossen  Hinterlassenschaften  von  Vi 
Million  L.  und  darüber  je  vierundzwanmg;  es  wären  ja 
ungeheure  Summeni,  die  so  als  Steuern  einkämm,  aber 
man  sollte  hier  vor  allem  den  Nutzen,  viellmehr  Schaden 
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berücksichtigen,  den  die  Allgemeinlieit  durch:  derartige 
Lahmlegunig  grosser  Untemehmimgen  erleidet.  Von  den 
Vätern  des  Gesetzes  waren  diese  Bestimmungen  aurJi 
wohl  hauptsächlich  gegen  die  Gnossgrundhesitzer  gerich- 
tet, denfen  die  Ablösung  der  Steuer  durch  Landabtre- 
tung an  die  Krone  gestattet  sein  soll;  über  den  Zweck 
dieser  Bestimmung  später. 

Von  der  Besteuerung  von:  Deszendenten,,  Aszendenten 
und  Ehegatten,  die  allerdings  im  Unterhause  durchge- 
gangen war^  hätte  man  vielleicht  klugerweise  Abstand 
nehmen  sollen ;  sie  ist  ein  gutes  Agitationsmittel  gewesen^ 
gegen  die  Regierung,  bei  den  Wahlen  Anfang  191  o.  Die 
Vergünstigungen',  die  national  und  historisch'  wertvolle 
Objekte  geniessenl,  sind  wie  die  Erleichterungen  für  die 
in  den  ersten  Entwicklungsstadien  steckenden  irischen 
Ansiedelungen  stelbstverständlich  nur  zweckdienlich,  eben- 
so wie  sich  die  Erhöhung  der  Erbsteuer  bei  Fideikom- 
missen  nur  billigen  lässt.  Die  gegen  Steuerhinterziehung 
durch  Verschenken  grosser  Vermögensobjekte  zu  Leb- 
zeiten gerichtete  Aüsdehnunjg  der  Erbschaftssteuer  auf 
alle  Schenkungen  in  den  letzten  drei  Jahren  (statt  wie 
bisher  im  letzten  Jahre)  vor  dem  ErbfaU  —  beabsichtigt 
waren  fünf  Jahre  —  ist  vielleicht  etwas  lang  und  lästig; 
allerdings  pflegen  Steuerdefraudationm  beim  Steigen  ei- 
ner Steuer  in  noch  höherem  Masse  zu  steigen. 

Wie  gegen  die  Erbsteuern,  so  ist  auch  gegen  die 
neu  einzuführenden  Bodensteuern  der  Vorwurf  erhoben 
^vo^de^  das  sei  ja  schon  keine  Besteuerung  mehr,  viel- 
mehr eine  Zwangs enteignung  (not  taxation,  but  Seques- 
tration); Parteien  scheuen  ja  nicht  vor  Schlagwörterri  zu- 
rück. Die  verhältnismässig  weitaus  grösste  Mühe  und  Ar- 
beit ist  auf  die  entsprechenden  Paragraphen  der  Bill 
verwandt  wordenj,  sie  sind  es  vor  allem,  die  den  Wider- 
spruch der  konservativen  Elemente  in  Ober-  und  Unter. 
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haus  hervorriefen.  Wenn,  wir  deii  veranschlagten  Steuer- 
ertrag  betrachtenl,  0,6  Millionen  L.  gegenüber  bis  zum 
Oktober  1909  1/4  Millionen  L.  Mehrausgaben  für  die 
Zwecke  der  Steuern'),  so  bedurfte  es  in  einem  Augenblicke, 
wo  es  sich  darum  hanjdelte,  Geld  für  den  Staat  zu  schaf- 
fen, des  Nachweises  einer  erheblich  grösseren  Einnahme 
in  den  nachfolgenden  Jahren^  wenn  majn  diese  Steuern, 
die  wie  keine  zweiten  geeigmet  waren],  die  politischen  Ge- 
gensätze wachzurufenj,  recht  in  emiSthafte  Erwäg^ung  zie- 
hen sollte.  I 
Die  prinzipielle  Berechtigung  einer  Wertzuwachs- 
steuer von  Grundstückwerten  wird  nirgends  bestritten.  Viel- 
leicht sollten  'abbr  die  Erträge  einer  derartigen  Abgabe 
besser  nicht  dem  gesamten  Staatswesen^  sbndern  der  lo- 
kalen Körperschaft  zufliessenj,  die  ein  Wachsen  der  Werte 
in  ihrem  Wirkungskreise  hervorgerufen  und  gefördert  hat. 
Denln  die  Gemeinden  und  Städte  sind  es,  die  durch  ihr 
Wachstum  mehr  und  mehr  von  dem  umgebenden  Lande 
an  sich  ziehen  und  die  Werte  der  weiterliegenden^  an- 
grenzenden Grundstücke  durch  die  Aussicht,  als  Bau- 
land benützt  zu  werdeni,  erhöhen.  Im  Deutschen  Reiche 
haben  sich  nach  dem  Vorgehen  von  Frankfurt  am  Main 
die  Grossstädtej,  neuerdings  auch  kleinere  städtische  Kom- 
munen>  zur  Erhebung  einer  städtischen  Wertzuwachssteuer 
entschlossen.  ,Das  in  der  Bill  vorgeschlagene  System  äh- 
nelt dem  in  englischen  und  deutschen  Städten  ausge- 
übten!, jedoch  ist  es  nicht  so  ausgearbeitet  und  erfnangelt 
auch  einer  Staffelung;  so  habe  ich  vor  mir  den  Plan 
einer  deutschen  Grossstadt^  der  selbistverstäridhch  in  er- 
ster Linie  die  Höhe  des  Wertzuwachses^  dann  aber  auch 
bei  der  Feststellung  der  zu  erhebenden  Prozentsätze  sehr 
wesentlich  die  Länge  des  Zeitraum^'^  in  dem  die  Wert 
Steigerung  sich  voUzoigi,  berücksichti(gt  (Charlottenburg). 
Dem  entspricht  auch  der  im  A^ril  19 10  dem  deutschen 
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Reichstage  zugegangene  Gesetzentwurf  über  die  Reich?- 
wertzuwachssteuer,  der  njeben  dem  Wertzuwachs,  hier  d:r 
Differenz  zwischen  'Anschaffungswert  und  Verkaufspreis, 
auch  die  Läplge  der  Besitzdauer  für  die  von  50/0  bis  zu 
25  und  30  v.H.  gehende  Staffel  in  Betracht  zieht.  Von 
den  Erträgnissen  sollein  500/0  dem  Reichel»  10 0/0  den  Bun- 
desstaaten und  400/0  den  beteiHgteniKommuneix  zufliessen. 
Also  auch  hier  wird  deiij  Kommunen  wenigstens  ein  er- 
heblicher Anteil  zugebilligt.  Uebrigens  hat  sich  die  Re- 
gierung in  England  nachträglich  dazu  verstanden,  die 
Hälfte  nicht  blos  der  Wertzuwachs  Steuer,  sondern  auch 
der  anderen  Bödensteuern  zu  Gunsten  der  lokalen  Kör- 
perschaften zu  verwenden,;  die  finanzielle  Ausbeute  ist 
als6  poch  igeringer. 

Nicht  so  ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  waren  viel- 
leicht^ solange  in  England  der  Staat  3.1s  solcher  die  Ei- 
träge  für  sich  in  Anspruch  nehmen  wollte^  die  Behaup- 
tungen der  Gegner  der  Wertzuwachssteuer,  es  sei  un- 
gerecht^ diesen  Konjunkturgewinti  einseitig  zu  besteuern; 
die  Besitzer  von  Immobilien  könnten  sich  über  die  Be- 
günstigung der  Kapitalisten  und  Inhaber  von  Staatspa- 
pieren beschweren,  die  doch  auch  einen  Teil  eventuellen 
Wertzuwachses  nicht  eigener  Tätigkeit  verdanken.  Bei 
Steigerung  von  Grundwerten  kommen  in  erster  Linie  die 
örtlichen  Verhältnisse^  erst  in  zweiter  die  allgemein  wirt- 
schaftlichen des  Staatsganzen,  umgekehrt  auf  dem  Ka- 
pitalmarkt in  erster  Reihe  das  Wohl  und  Wehe  des  Staates 
und  bei  der  heutigen),  verhältnismässig  geringen  Gebun- 
denheit an  die  unmittelbare  Umgebung  nur  in  geringerem 
Masse  die  örtlichen  Verhältnisse  in  Frage.  Wenn  also 
der  englische  Staat  als  solcher  1/5  des  unverdienten  Bo- 
denwertzuwachses  für  sich  in  Anspruch  nehmen  -v^dll,  so 
müsste  er  dies  gerechterweise  auf  Mobilien  und  Effek- 
ten ausdehnen,  denn  diese  veiidanken  vielleicht  noch  mehr 
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den  „enterprise  and  expenditure  of  tbe  oommunity",  com- 
JTiunity  hier  als  englisches  Staatswesen  gedacht. 

Mit  der  Reversion  duty  wird  nach  Ansicht  ihrer  Ge.^- 
ner  eine  sozialistische  Massregel"  eingeführt;  das  ist 
natürlich  übertrieben.  Aber  wenn  es  auch  als  eine  Ab- 
normität zu  bezeichnen  ist,  dass  ganze  englische  Gross- 
städte,  so  auch  London,  im  Grunde  mit  allem  was  darauf 
steht,  Eigentum  einiger  weniger  grossen  Herren  sind^ 
SG  muss  man  doch  wieder  bedenken,  dass  das  sogenaante 
Heimfallrecht  selbstverständlich  beim  Abschluss  derarti- 
ger Pachtverträge  berücksichtigt  werden  ist  und  werden 
wird:  solche  Heimfallsrechte  werden  natürlich  auch  wie 
Papiere  und  landere  Werte  gehandelt.  Den  Ausführungen 
von  Lötz  auf  S.  13.  seiner  Schrift  über  diesen  Punkt 
kann  ich  nicht  recht  beipflichten,  denn  der  Gewinn  beim 
Heimfall  ist  schliessHch  doch  nur  eine  Gegenleistung 
für  einen  verhältnismässig  geringeren  Pachtzins.  Wenn 
man  auch  vorläufig  mit  der  Steuer  die  Grundherrea  treffen 
will,  so  wird  sie  auf  die  Dauer  durch  Erhöhung  der 
Pachtbeträge  wieder  abgewälzt  werden,  so  dass  sie  im 
Grunde  nur  wieder  eine  Art  Steuer  auf  Einkommen  aus 
Pachten  wäre,  die  bei  Gelegenheit  des  Heimfalls  dann 
auf  einmal  zu  zahlen  wäre. 

Die  Bauplatzsteuer  ist  gedacht  als  Ersatz  für  den 
dem  Staat  jährlich  infolge  Nichtbenutzung  der  Boden- 
werte entgehenden  Steuergewinn  aus  Einkommensteuer; 
sie  soll  ferner  die  in  England  nicht  minder  als  bei  uns 
in  Blüte  stehende  Terrainspekulation  treffen.  Gegen  das 
Prinzip  der  Steuer  ist  nichts  zu  sagen^  nur  ist  sie,  wie 
\Torhin  die  Wertzuwachssteuerp  dem  Wesen  nach  vielleicht 
doch  besser  von  den  lokalen  Körperschaften  in  Anspruch 
zu  jnehmen. 

Aberi,  abgesehen  davon,  habe  ich  noch  einiges  ein- 
zuwenden. Mir  will  z.B.  nicht  einleuchten^  dass  man  un- 
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ter  Befreiung  landwirtschaftlichen  Bodens  als  solchen  als 
Höchstwert  50  L.  für  einen  ^cre",  nach  unserem  Gelde 
etwa  625  Mark  für  den  Morgen  ansetzt,  wo  es  doch  bei 
uns,  und  dementsprechend  auch  wohl  in  England',  durch- 
aus nicht  zu  den  Seltenheitan  gehört,  dass  auch  bei  grös- 
seren Flächen  ein  Durchschnittspreis  vbn  4000  Mark  pro 
Hektar  und  darüber  gezahlt  wird.  Ich  halte  es  nicht 
für  unmöglich,  dass  auch  Landwirte,  Besitzer  gerade  von 
Musterwirtschaf ten^  von  dieser  Steuer  getroffen  würden; 
wenn  eine  solche  Mehrbelastung  auch  gewiss  hur  g'e- 
ringfügig  sein  würde,  so  soll  in  England  ein  Belasten 
der  Landwirtschaft  doch  wohl  sicher  nicht  unterstützt 
werden.  Ferner  darf  man  doch  auch  wohl  nicht  zu  der 
!Ajischauung  hinneigen,  dass  bei  jedem  Boden,  der  aus 
irgendwelchen  Gründen  einen  erhöhten  Wert  als  Bau- 
platz erhält,  dieser  erhöhte  Wert  nun  auch  so- 
fort wird  ausgenützt  und  realisiert  werden  können.  Wenn 
auch,  sagen  wir  einmal,  Nachfrage  nach  hundert  neuen 
Häusern  in  einer  Stadt  ist,  so  erhalten  nicht  nur  100 
Bauplätze,  sondern  eine  ganze  Anzahl  mehr  Wert  als 
Bauplatz.  Man  sollte  bei  Einführung  einer  derartigen 
Steuer  daher  vielleicht  recht  vorsichtig  vorgehen;  es  ist 
aber  sehr  schwer,  Unterschiede  zu  machen.  Wie  wäre 
es,  wenn  man  denn  schon  eine  Abgabe  erheben  will, 
mit  der  Zahlung  des  eventuell  unter  Schedule  A  als 
Einkommensteuer  zu  zahlenden  Betrages  bei  landwirt- 
schaftlicher Ausnützung^  der  nicht  schwer  festzustellen] 
wäre?  Die  vorgeschlagene  hohe  Steuer  auf  präsumtive 
Bauplätze  —  nach  einer  allerdings  kioriservativen  Schät- 
zung beträgt  der  gesamte  städtische  Grund  und  Boden 
in  Grossbritannien  und  Irland  über  4  Millionen  Acre,  wo- 
vion  nicht  mehr  als  eine  halbe  Million  wirklich  bebaut 
sind  —  rechnet  mit  einer  Steigerung  der  Bebauung  in 
einer  unmöglichen  ,Höhe.  Sie  würde  wahrscheinlich  die 
Grumdstücksspekulation  iiiur  noch  begünstigen^  indem  ka- 
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pitalkräf tige  Spekulant en|,  die  gern  für  eine  Reihe  von 
Jahren  die  Steuer  zahlten,  grosse  Koinplexe  aufkaufen 
würden  (der  Ertraig  der  Steuer  wird  übrigens  von  ver- 
schiedenien  Seiten  auf  das  vielfachei,  bis  achtfache,  der 
veranschlagten  Summe  geschätzt). 

Die  vierte  der  Bodensteuern,  die  Besteuerung  der 
Mineralien,  in  ihrer  ersten  Gestalt,  war  natürlich  fast 
undurchführbar,  wegen  der  Schwierigkeit,  zuweilen  Un- 
möglichkeit der  Veranlagung;  alles  lief  hier  auf  eine  vage 
Schätzerei  hinaus.  Darum  setzte  die  Regierung  an  die 
Stelle  der  Kapitalbesteuerung  von  Bergwerken',  Steinibrü- 
chenj,  Gruben  u.s.w.die  fünfprozentige  Abgabe  vom  Pacht- 
betrage,  wodurch  eine  ganze  Reihe  mit  Recht  erhobener 
Einwände  fielen.  Die  Steuer  in  ihrer  jetzigen  Form  wird 
zunächst  erhoben  vom  Bergwerksherrn,  also  von  reichen, 
kapitalkräftigen  Leuten,  aber  sie  wird  sichet,  wenigstens 
zum  Teil  durch  Erhöhung  der  Pacht-  u.s.w.  Preise  auf 
die  Unternehmer^  indirekt  das  Publikum,  abgewälzt  wer- 
den. Wo  eine  solche  Abwälzung  bei  langfristigen  Berg- 
abbaupachtverträgen nicht  möghch  ist,  hätte  der  Verpäch- 
ter dann  vion  derselben  Eüxnahme  zunächst  Einkommen- 
steuer unter  Schedule  A  von  vielleicht  60/0  und  dazu  noch 
50/0  wegen  der  einzuführenden  „mineral  rights  duty"  zu 
zahlen,  was  doch  entschieden  eine  Aüsnahmebesteu- 
erung  bedeutet. 

AUe  die  im  ersten  Teil  der  Finanzbill  enthaltenen 
Steuern  verschlingen  schon  nach  den  Berechnungen  der 
Regierung  einen  un verhältnismässig  hohen  Betrag  in- 
folge der  Kosten  der  Veranlagung*.  Diese  werden  von 
mehreren  Fachmännern  auf  das  vielfache,  auf  Millionen 
L.  geschätzt.  Bei  dem  gänzlichen  Fehlen  einer  Grundlage 
wäre  das  ja  auch  nicht  zu  verwundem. 

Nicht  uninteressant  ist  es,  zu  sehen,  wie  Lord  Rose- 
bery,  der  einst  Hberale,  jetzt  in  konservativen  Bahnen 
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wanidelnde^  eine  Beeinträchtigung  der  Freiheit  in  jenen 
Bestimmungen  erblickt;  einen  Angriff  auf  die  Freiheit 
durch  das  Gespenst  der  ^üreaukratiei,  die  z.B.  in  Frank- 
reich ihre  unheilvollen  Folgen  zeitige  (merkwürdigerweise 
wird  Deutschland  nicht  angeführt),  die  das  alte  stolze 
Wort  des  Engländers:  my  house  it  my  castle"  illusorisch 
mache.  Wie  dem  auch  sei,  für  eine  Finanzvorlage,  die 
ein  augenblickliches  Defizit  decken  und  auch  für  die 
nächsten  Jahre  Neueinnahmen  erschliessen  will,  sind  die 
Bodensteuem  wohl  kaum  ein  ganz  glücklicher  Wurf. 

Vielleicht  sollten  sie  a  uch  nur  ein  Voirwand  seini, 
um  weitgehende  Pläne  der  liberalen  Regierung  zur  Aus- 
führung zu  bringen^  eine  Gelegenheit,  unter  dem  Deck- 
mantel des  Finanzgesetzes  andere  gesetzliche  Vorschrif- 
ten durchzudrücken.  Nach  englischem  Verfassungsrecht, 
Gesetz  wie  Gewohnheitsrecht,  ist  die  gesetzgeberische  Fä- 
higkeit des  Oberhausesi,  der  zweiten  Kammer,  bei  Finanz- 
gesetzen beschränktj;  die  Lords  können  keine  Amende- 
ments vornehmen^  sie  müssen  „money  bills"  en  bloc  an- 
nehmen oder  ablehnen ;  das  letztere  wird  ihtien,  aber  mit 
Unrecht,  von  manchen  als  unkonstitutionell  abgesprochen. 
Nun  erhebt  man  den  Vorwurf  des  „tacking  of  the  Fi- 
nance  Bill"  gegen  die  Regierung,  das  soll  heisssn,  man 
beschuldigt  sie^  sie  habe  dieses  Finanzgesetz,  von  denj 
sie  erwarten  konntei,  dass  es  angenommen  werden  würde 
—  ekle  Ablehnung  des  Budgets  durch  das  Oberhaus  ist 
seit  langem  nicht  mehr  erfolgt  — ,  mit  Nebeiibestim- 
mungeni,  Gesetzes  vor  Schriften  anderer  Art  „bepackt",  die 
dann  in  Verbindung  mit  dem  Geldgesetze  und  unter  sei- 
ner Flagge  ebenfalls  Gesetz  werden  sollten.  In  den  Grund- 
wertklauseln sieht  man  eine  Wiederholung  der  1908  vom 
Oberhaus  abgelehnten  Valuation  (Scotland)  Bill  und  in  den 
Lizenzbestimmungen  einen  unzulässigen  Versuch^  der  ab- 
gplehuiten  Licensing  Bill  1908  nun  doch  noch  zum  Siege 
zu  verhelfen^. 
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Die  Regierung  sagt  demgegenüber  und  nicht  mit 
Unrecht,  wenn  man  auf  Grund  von  Schätzungen  Steu- 
ern erheben  wolle,  so  müssten  eben  auch  diese  Abschät- 
zungen vorgenommen  werden.  Ich  glaube  aber,  ::s  ist  ein 
Streit  um  des  Kaisers  Bart,  denm  „tacldng"  oder  nicht, 
theoretisch  wenigstens  muss  man  den  Lords  das  Recht 
der  en  bloc-  Verwerfung  von  Fin^zgesetzen  noch  zu. 
gestehen. 

Der  Erfolg  der  Licensing  Bill  wäre  gewesen!,  dass 
etwa  ein  Drittel  der  bestehenden  Lizenzen  aufhörtLn,  etwa 
30i,ooo  Schankwirischaften  (Public  hiouses)  verschwanden. 
Den  neuen  Vorschriften  sagt  man  nach^  dass  sie  ein 
ähnliches  Resultat  erzielen  würden.  Die  Valuation  Bili 
von  1907  wollte  eine  allgemeine  Katastrierung  von  Schott- 
land mit  besonderer  Berücksichtigung  von  Reinertrag  und 
Grundstückswerten  vornehmen.  Die  Ausdehnung  einer  sol- 
chen Schätzung  auf  England  und  Wales  wurde  am  12. 
Mai  1908  durch  den  Premierminister  im  Hause  der  Ge- 
meinen angekündigt  und  zwar  sagte  er,  ,,in  Bälde  wür- 
de vom  Minister  Burns  eine  Valution  Bill  für  England 
und  Wales  eingebracht  werden".  Wohl  nicht  .mit  Unrecht 
behauptet  man  jetzti,  dass  die  Landklauseln  der  Finanz- 
bill 1909  an  die  Stelle  der  Soottish  Valuation  Bill  und 
dieses  angekündigten  Gesetzviorschlages  getreten  seien. 

Im  Grunde  bestreitet  die  Regierung  ja  auch  garnicht^ 
mit  ihrem  Budget^  ihrer  Finanzbill,  nicht  nur  finanzielle 
Zwecke  verfolgt,  sondern  auch  eine  Reihe  von  Neben- 
zwecken unterstützt  zu  haben.  Ein  Mitglied  des  Ober- 
hauses hat  ihr  einmal  vorgeworfen^  sie  betreibe  die  Ver- 
staatlichung des  Bodens  nicht  nur,  sondern  auch  die  Ver- 
staatlichung des  Alkoholhandels,  der  Eisenbahnen,  über- 
haupt die  VerstaatÜchung  aller  Produkt  onsquellen.  Tat- 
sächlich versucht  man  augenblichlich  wenigstens  zum 
Teil  den  in  wenigen  Händen  vereinten  Grundbesitz  nach 
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und  nach  in  Staatsbesitz  zu  bringen^  um  dann  von  Staats- 
wegen an  eine  Gesundung  der  landwirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse Englands  denken  zu  kömien.  Viel  zitiert  wird 
in,  der  konservativen  Presse  ein  Wort,  das  die  Absichten 
der  Regierung  ausdrückt:  ^.we  want  to  tax  them  out", 
d.h.  wir  wollen  die  Grossgrundbesitzer  durch  Steuern  des 
J.^des  entsetzen.  Ideal  ist  ja  der  gegenwärtige  Zustand 
in  den  Besitzverhältnissen  nicht  zu  nennen.  Allein  mit 
der  Schaffung  von  bäuerlichen  Stellen  wird  der  engli- 
schen Landwirtschaft  noch  nicht  geholfen  sein'^  solange 
nicht  eben  ihre  Daseinsbedingungen  bessere  geworden 
sin,d.  Unter  der  Aera  des  Freihandels  hat  der  landwirt- 
schaftliche Boden  nicht  etwa  eine  Wertsteigerung  prfah- 
ren|,  sondern  un  Gegenteil  ist  die  zur  Einkommensteuer 
aus  Landbesitz  veranlagte  Summe  von  60  Millionen  L. 
im  Jahre  1879  auf  421/2  Millionen  im  Jahre  1907  herunter- 
geganjgen;  wie  ja  auch  schon  vor  dreizehn  Jahren'^  1896^ 
Lord  Milner  behauptete,  der  Wert  des  landwirtschaft- 
lich ausgenützten  Bodens  habe  in  den  letzten  dreissig 
Jahren  eine  Verminderung  um  eine  Milliarde  Pfund  er- 
litten. Chiozza  Money  schätzte  1908  den  Wert  lä,ndlichen 
Grundbesitzes  auf  Milliarde  L.  bei  einer  Kapitalisie- 
rung des  Einkommens  durch  den  18jährigen  Ertrag;  etwa 
1I/2  Milliarde  L.  würde  er  danach  betragen^  wenn  wir 
für  18  den  25jährigen  Ertrag  setzten.  Der  vielleicht  30^/0 
in  den  letzten  dreissig  Jahren  betragende  Kapitalverlust 
der  englischen  Landwirtschaft  gibt  zu  denken  auf.  Die 
Versuche  der  Regierung,  eine  Besserung  zu  schaffen^  z. 
B.  durch  den  „Kulturfonds"  (development  fund ),  wie  ihn 
Lötz  nennt,  sind  ja  natürlich  nur  ein  Tropfen  auf  den 
heissen  Steint,  ein  Versuch;  Sektion  i  des  Gesetzes  be- 
nennt die  verschiedenen  Richtungen^  in  denen  sich  das 
neugeschaffene  Institut  betätigen  soVIis,  zu  vielen  im  Ver- 
hältnis zu  den  geringen  Mitteln.  Sie  verdienen  alk  An- 
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erkenn ung,  aber  ihr  wirklicher  Nutzen  wird  so  gross  vvohl 
karnn  sein  können.  Auffällig  ist  nur  der  neben  einem 
Aufblühen  von  Handel  und  Industrie  erfolgte  beispiellose 
Aufschwung  der  deutschen  Landwirtschaft  im  gleichen  Zeit- 
raum unter  der  Schutzzollpolitik  des  Fürsten  Bismark. 

Andererseits  ist  nicht  hinwegzuleugnen  ein  gewisser 
Rückgang  in  der  Weiter entwickelung  von  Handel  und 
Schiffahrt  in  Grossbritannient,  den  ich  mir  erkläre  durch 
die  deutsche  Kon^kurrenz^  durch  den  beispiellosen,  Auf- 
schwung, den  unser  deutscher  Ueberseehandel  und  Ex- 
port in  den  letzten  Jahrenj,  fast  unbeeinflusst  durch  ihre 
Krisenj,  genommen  hat.  Ich  will  nur  nach  Steinmann - 
Bucher  die  auf  den  Aussenhandel  beider  Länder  im  Jahre 
1907  bezüglichen  Zahlen  in  Millionen  geben: 

Einfuhr  Ausfuhr 
Deutschland  8,746  6,850 

Grossbritannien  11,3C0  8,694 

und  dazu  bemerkeni,  dass  im  folgenden  Jahre,  1908, 
Deutschland  dem  Rivalen  noch  näher  auf  die  Fersen 
gerückt  ist^denjn  gegenüber  dem  Sinken  von  Einfuhr  und 
Ausfuhr  dort  ist  in  Deutschland  eine  Steigerung  tier  Aus- 
fuhr und  nur  ein  geringfügiges  Sinken  der  Einfuhrziffer 
zu  yerzeichnieji. 

Das  Schmerzenskind  des  heutigen  England,  die  Ar- 
beitslosenfrage!, hat  auch  im  Budget  für  1909/10  die  brei- 
teste Berücksichtigung  gefunden.  Auch  viele  Paragraphen 
der  Finanzbill  zielen  auf  eine  Linderung  hin.  Die  Frage 
ist  in  England  brennender  als  irgendwo^  in  England, 
dem  Lande  der  Ganzreichen  un^  Ganzarmen,  dem  Lande, 
wo  im  vorletzten  Jahre^  1908,  in  allen  Erwerbszweigen 
durchschnittlich  9  0/0  der  „Trade  Unions"  angehörigen  Ar- 
beiter stellungslos  war en.Dement sprechend  fallen  in  Eng- 
land jährlich  nicht  weniger  als  2,076,316  Personen  (1907) 
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der  Armenpflege  zur  Last,  (las  sind  über  47  auf  das 
Tausend  der  Bevölkerung. 

Mehr  als  alle  anderen  dienen  die  Klauseln  87-91 
diesen  sozialen  Fragen.  Aufforstungen  in  grössere^n  Mhss- 
stabe;,  Wegebauten  und  -Besserungen  sollen  Arbcit:-,gc- 
legenheit  schaffen  und  bilden  so  neben  den  direkt  für 
die  Arbeitslosen  (bewilligten  Summen  und  dem  Altersfür- 
sorgegesetz einen  Teil  des  grossen  soz'alon  i\rbeitswer- 
kes,  das  sich  die  von  den  Iren  und  der  Arbeitspartei  ge- 
haltene liberale  Regierung  gesetzt  h.t.  Den  Engländern 
ist  es  gegangen  wie  uns  im  Deutschen  Reiche,  nirmand 
hat  Zahlen  in  so  ungeheurer  Ausdehnung  vorausgesehen, 
die  Kosten  werden  immer  grö~.ser,  (ein  entschiedener  Feh- 
ler ist  es,  dass  keine  Beiträge^  wie  im  Deutschen  Reich, 
erhoben  werden;  ein  Misssland,  de:n  der  Schatzkanzler 
durch  seine  im  Budget  für  1910/11  entwickelten  Pläne 
abhelfen  will)  und  das  hat  auch  wohl  einen  Teil  der 
englischen  Konservativen  veranlasst,  sich  ge^^en  derart'g.^ 
soziale  Massregeln  im  ganzen  zu  erklären,  Lord  Roseb.ry 
z.B.^  indem  er  sich  auf  den  Franzosen  Jules  Roche  bc- 
rüftp  der  den  Sozialpolitik  traibenden  Parteien  vorwirft,  sie 
versprächen  Segen  und  schafften  Verderben.  England!  se: 
im  Begriff,  diesen  Weg  einzuschlagen.  Demgegenüber 
wird  niemand  bestreiten^  dass  es  für  England,  das  bis 
jetzt  zurückgehalten  hatte,  nunmehr  Zeit  geworden  ist, 
an  eine  gesetzliche  Regelung  derartiger  Notslände  zu  den- 
ken und  nicht  alles  privater  Füiscrge  zu  überlassen  (m 
Jer  Tat  ist  England  wohl  das  Land,  wo  die  meisten 
Stiftungen  und  Schenkungen  gemeinnützigen  Charakters 
gemacht  werden,  abgesehen  von  den  Vereinigten  Staaten 
vielleicht;  so  erhält  sich  allein  aus  privaten  Zuwendaag^n 
ein  grosser  Teil  der  Krankenhäuser  und  dergleichen). 
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Verfölgen  wir  nun  noch  in  kurzen  Zügen  den  Gang, 
den  die  Finanz  -  Bill  1909,  ,.Finance  Act"  ist  sie  im  Fi. 
nanzjahr  1909/10  nicht  geworden^  genommen  hat.  In  der 
zweiten  Woche  des  November  der  zweiten  Kammer  vor- 
gelegt und  zum  ersten  Male  gelesenj,  kam  sie  am  22. 
November  in  die  zweite  Lesung,  zu  deren  Anfang  der 
Marquis  of  Lansdowne  den  Antrag  stellte:  „Dieses  Haus 
kann  es  nicht  verantworten^  diesem  Gesetzesvorschlage 
seine  Zustimmung  zu  erteilen  (is  not  justified  in  giving 
its  consent)^  bevor  er  dem  Urteil  des  Landes  unterbreitet 
worden  ist"^  der  am  Schluss  der  Lesung,  am  23.  No- 
vember vor  Mitternacht  mit  350  gegen  75  Stimmen 
angenommen  wurde.  Damit  gelangte  die  Bill  nicht  zur 
dritten  Lesung,  war  aber  auch  noch  nicht  formell -ab- 
gelehnt. Die  Antwort  des  Unterhauses  vom  2.  Dezember 
1909  bei  einem  Stimmenverhältnis  von  349  gegen  134  war 
ein  Beschluss;  „Dass  das  Vorgehen  des  Hauses  d  r  L.> -d 
indem  es  sich  weigerte],  die  finanzielle  DecLu.  g,  die  v  n 
diesem  Hause  für  den  Dienst  des  Jahres  geschaffen  wurde, 
Gesetz  werden  zu  lassen^  ein  Bruch  der  Verfassung  und 
eine  Usurpation  der  Rechte  der  Gemeinen  sei*'. 

Die  Neuwahlen  zum  Unterhaus  Anfang  1910  ergaben 
sozusagen  eine  Niederlage  der  Ministeriellen,  dio  mit  274 
gegenüber  273  Sitz,en  der  Konservativen  ganz  auf  die 
Hilfe  der  Arbeitspartei  und  der  irischen  Nationalisten 
angewiesen  sind.  Dies  war  vorauszusehen,  da  schon  die 
im  Laufe  der  letzten  Jahre  vorgenommenen  Ergänzungs- 
wahlen für  die  Liberalen  ungünstig  ausgefallen  waren; 
auch  der  Antrag  Austen  Chamberlains^  vor  Eintrat  in  die 
zweite  Lesung^  auf  Verwerfung  der  Bill,  hatte  immerhin 
schon  209  Stimmen  gegen  366  Stimmen  der  Ministerellen 
für  sich  gehabt.  Schon  erschien  ein  Regierungswechsel 
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damals  nicht  ausgeschlossen;  die  neue  Regierung  hätte 
dann  zunächst  die  wenig  angenehme  Aufgabe  gehabt, 
die  durch  Schuld  teider  Parteien  verworrenen  finanziel- 
len Verhältnisse  des  englischen  Staates  zu  ordnen.  Der 
Regierung  kann  man  den  Vorwurf  nicht  ersparen,  dass 
sie,  um  eine  Wahlparole  zu  haben,  nichts  an  den  Ver- 
hältnissen geändert  hat;  etwa  ein  verändertes  Budget  ein- 
gebracht hat,  das  selbstverständlich  auch  die  Zustimmung 
der  Lords  gefunden  haben  würde  —  vergleiche  d  e  Acus- 
serungen  des  Lord  Lansdowne  im  Oberhaus  vom  7.  März 
1910  —  oder  doch  nur  wenigsten?  die  Erhebung  der 
T-iinkiommensteuer  legalisierte,  und  so  das  Land  in  \in- 
heure  Kosten  gestürzt  hat,  da  man  zur  Ausgabe  von 
Schatzanweisungen  (treasury  bills)  in  einer  zu  Friedens- 
zeiten noch  nie  dagewesenen  Höhe  hat  schreiten  müssen. 
Das  26,248,000  L  betragende  Defizit  infolge  des  Nicht- 
gesetzwerdens der  Finance  Bill,  1909,  hatte  die  Re- 
gierung bis  Mitte  April  1910  zur  Ausgabe  von  insgesa.mt 
708  Millionen  Mark  Schatzanweisungen  gezwungen  ~~, 
allerdings  zum  Teil  durch  ihr  eigenes  Verschulden  — , 
die  sie  natürlich  auch  entsprechend  hoch  zu  verzinsen 
hatte. 

Kurze  Zeit  darauf,  am  28.  April  191  o,  nahm  das  Ober- 
haus endlich  die  Finance  Bill,  1909,  in  letzter  Lesung 
an,  die  bald  durch  Königliche  Sanktion  zur  „Finance 
Act"  wurde.  Bei  der  rückwirkenden  Kraft  der  im  Finanz- 
gesetz enthaltenen  Bestimmungen  Idonnten  nun  die  noch 
ausstehenden  Steuerbeträge  —  vielfach  war  schon  vor 
her  freiwillig  gezahlt  worden  —  eingezogen  werden,  so- 
dass der  Schatzkanzler  am  30.  Juni  19 10  bei  Einbrinonng 
des  Staatshaushalts  für  1910/11  berichten  konnte,  dass 
das  Defizit  des  vergangenen  Finanzjahres  durch  rück- 
ständige Steuern  in  Höhe  von  etwa  30  Millionen  L,  von 
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denen  bereits  26  Millionen  L  eingegangen  seien,  aus- 
geglichen werde. 

Das  Finanzgesetz  von  1909  ist  erledigt,  der  Gegen- 
stand abgetan,  der  den  seit  Beginn  der  Regierung  der 
Liberalen  in  England  bestehenden  Kampf  gegen  das  Haus 
der  Lords  erbitterter  den^i  je  gemacht  hatte,  aber  dieser 
Kampf  selbst  dauert  fort.  Der  Versuch,  die  in  den  so- 
genannten Vetoresolutionen  des  Unterhauzes  behand;,ite 
Frage  einer  neuen  gesetzlichen  Regelung  der  A^erfassungs- 
mässigen  Rechte  des  Oberhauses  durch  ein  parlamenta- 
rische Vetokonferenz  zu  lösen,  ist  gescheitert,  das  Un- 
t^haus  statt  zum  Januar  191 1  nur  bis  zum  Herbst  dieses 
Jahres  vertagt,  sodass,  wenn  keine  Einigung  erfolgt,  viel- 
leicht schon  Anfang  191 1  neue  Wahlen  stattfinden  werden. 
Was  das  Ende  dieses  gewaltigen  inneren  Kampfes  sein 
wird,  kap^  nur  die  Zukunft  lehren. 
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Voranschläge  für  den  Etat  1909I10. 


Einnahmen. 


Ausgaben. 


I.  Aaf  Grund  bisheriger  Besteuerung 

148,390,000  L. 

II.  dazu  auf  Grund  der  weiteren 

Voranschläge 

a.  vom  April  1909 
Motorbrennstoff  340,000  L. 

Motorfahrzeuge  260,000  „ 

Spirituosen  1,600,000  „ 

Tabak  1,900,000  „ 

Lizenzen  2,600,000  „ 

Erbschaftssteuern  2,850,000  „ 
Einkommensteuern  3,500,000  „ 
Stempel  650,000  „ 

Grundwertsteuer         500,000  „ 


2;usammen 


14,200,000  L. 
162,590.000  ., 


Auf  Grund  genehmigter  Vor- 
anschläge 164,152,000  L. 


Arbeiterbörsen 
Kulturfonds 
Strassenbauten 
Landkatastrierung 
Verminderung  des 
Schuldendienstes  - 


100,000  L. 
200.000  „ 
600,000  ,^ 
50,000  „ 

3.000.000  .. 


2,050,000  L. 
zusammen    162,102,000  „ 


b.  vom  Oktober 

MotorbrennstofT 

Motorfahrzeuge 

Spirituosen 

Tabak 

Konzessionen 
Erbschaftssteuern 
Einkommensteuer 
Stempel 

Grundwertsteuern 
Post 

iius^inmen 


1909 

340,000  L. 
260,000  „ 
800.000  „ 
1,900000  „ 
2,100,000  „ 
4,150,000  „ 
3.200.000  ,. 
900,000  „ 
600,000 
200.000  ., 


Arbeiterborsen  100,000 

Kulturfonds  200,000 

Strassenbauten  '  600,000 

Landboniiierung  250,000 

An  Lokalbehörden  300  000 

Zusatzforderungen  307,000 
V'^rminderung  des 
Schuldendienstes  —  3,500,000 


14,450,000  L. 
162,840,000  „ 
^Jso  y^berschnss  371,000  L. 


zusammen 


1,683,000  L. 
162.469,000  „ 


Lebenslauf. 


Ich,  Lothar  Cornelius  de  Witt,  wurde  am  26.  April 
1888  zu  Stargard  in  Pommern  als  Sohn  des  Justizrat 
Hugo  de  Witt  und  seiner  Frau  Helene  geb.  von  Randow 
geboren.  Von  Ostern  1897  an  besuchte  ich  das  König- 
liche und  Gröningsche  Gymnasium  zu  Stargard,  welches 
ich  Ostern  1906  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  vefliess.  Ich 
besuchte  hierauf  nacheinander  die  Universitäten  zu  Lau- 
sanne, Cambridge  (Magdalen  College)  und  Bonn  a.  Rh. 
Am  6.  November  1909  bestand  ich  vor  dem  Kgl.  Ober- 
landesgericht zu  Cöln  die  erste  juristische  Prüfung.  Den 
Doktorgrad  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  erx^  arb 
ich  am  25.  Juni  1910  an  der  Kgl.  Bayer.  Julius-MaximiUans- 
Universität  zu  Würzburg. 


